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EIN LEI TUN G 

Oie F.D.P. garantiert iibera"'e Politik auch 'ln Rhein'land-Pfalz. 

20 \.lahre lang hat sie ift einer Koalitioi"i mit der CDU politische 

Mitvertintwortung g{.·trager.. acht Jahre davotl bei ei~~er cnu...~"';''''t''heit 

ifl'l LCirldtag. Ihre Erfolge als Regierungspartei könn-en ~ich s9hen
 

lassen. Der wirtschaftliche AUfstieg des Landest die Entkonfessiona..
 
lis'jerung untl Liberalhierunfl unseres Schulwesens und .geordnete
 
Staatsfimmlen sind b'l(~ibende Verdienste Hberaier ne~lit:rungsvel'lmt-,
 

wortung.
 
Seit 1971 ist die F.D.P. in Rheinland-Pfalz Oppos1tionsfraktiDn.
 
Opposition hat ftlr die r .D.P. niemals Neir,-,Sfigen bedeutet, sondern
 

sorgfältige Kontrolle der Regierung un1 Verwaltung unti SensibiliU!t
 
r-- gegenUber allen 'Entscheidungen der absoluten Mehrh€it. alx~r ,auch 

konstruktive Mit~rbeit cuf .der Grur~lage libe~aler A)terf~tivan. 

Oi e r J). P. hat s; ich nach dem Urten dei" ~res$e nkht nur als; ~etgan... 
ständigE! parlementCirische Kraft" behauptet. Scltl","1(·rlli'·die RoBe 'der­
ei gent1i ehen Oppos i t 1on 11 Uhernom7,cn. 

ln den näch&ten Jahren sind in Rheinland"'Ptl,lz sdl'~leri9ste Aufgaben 
zu bewlil tigen, vo r Cl 11 efii 

..	 diE! Erhaltung und der Ausbau derpersönlichtm Ft't;ihe1tsrechte~ 

-	 die Bekämpfung der &ssenarbE'itsiosigk~itJ 

- die Belebung der J~onjunktUf durch besser!! RahmenbBoingutiget! un.~ 
gezielte IflvE!stitionshilfen Hit' Hirtschaft und 'LnndwirttchLft. 

_.	 der Abbau der Verschul c.lung det~tlffentlichen Hand .bed Umschichtung 
\Ion konsumtivem zu inve:.;tiven Ausgaben. 

-	 e1rl konsequenter Umw'!1tschutz trotz \4h'tschaftlicher Schw~chet 

-	 die Si cherUf!9 del' Energ1 eversorgung ZUÖkf)nomi sch tragi)&rftn 
Bedingungen ohna UlTt'leltbeinst!.wg im Obermaß. 

- die Verbesserung der Ai 1gemeinbi ldung unseret' SchUler und der 
,wS})liU der- heruflichen Bi1durt9~ 

-	 der A~hillJ c1~l' wuchernd~n BUroKrtitie. 

Die F.D.P.Rheinland~'Pfa1z ~:ird und will Ml der Bewältiouog (lie~er 

AUfgahf:rl mith'i\"ken. Sie ü.t ber'eit, auf deI' Grundlage ihres Wehl,r,rogrUlti; 

Reghn'imgsverantwortung zu Ubet'nehmen. 



/ 1LIBERALE RECHTS- UND INNENPOLITIK 

Die F.D.P. ist Garant einer liberalen Rechts- und Innenpolitik 
in Rheinland-Pfalz. 

Ziel dieser Politik ist es, die Bürgerrechte gegenüber dem Staat zu 
schützen,den persönlichen Freiheitsraurn zu erweitern und die Bürger vor_ 
Bevormundung durch Staat und Gesellschaft zu bewahren. Nur der freiheitliche 
und demokratische Rechtsstaat ist ein starker Staat. Er hat soviel Freiheit 
wie möglich und soviel Sicherheit wie nötig zu garantieren, nicht umgekehrt. 

1. Bürgernahe Verwaltung 

Die Verwaltung muß für den Bürger übersichtlicher werden. Die Bemühungen 
um eine Verwaltungsvereinfacrung können noch nicht als abgeschlossen angesehen 
werden. 

~	 Das entscheidende Ziel der Funktionalreform ist noch nicht erreicht, Aufgaben 
so auf die verschiedenen Behörden und innerhalb der Behörden auf die ein­
zelnen Mitarbeiter zu verteilen, daß jeweils sachgerecht, schnell und 
weitestgehend in eigener Verantwortung entschieden werden kann'und von 
Bürgernähe endlich nicht mehr nur geredet, sondern sie tatsächlich ver­
'wirklicht wird. 

Verwaltungsvereinfachung kann ohne Entbürokratisierung nicht gelingen. 
Verwaltung ist notwendig. Sie muß aber einfach und durchschaubar sein. 

Sie ist kein Selbstzweck, sondern hat dem Bürger zu dienen und nicht 
umgekehrt. Immer mehr jedoch bereitet eine ausufernde Bürokratie dem 
Bürger Verdruß. Sei ne Entsche; dungsfrei hel t, seine Akti vitäten und 
Initiativen werden bis in seinen höchstpersönlichen Lebensbereichen 
hinein durch eine Flut von Gesetzen, Erlassen, Verordnungen und Richt­
linien eingeengt und beschnitten. Regierung, Ministerien, staatliche 
und kommunale Verwaltungen glauben, mit Perfektionismus alles regeln 
zu müssen. 

Die Freie Demokratische Partei geht davon aus, daß die Hehrheit aller 
Mitarbeiter im öffentlichen Dienst leistungsfähig und leistungswillig 
ist. Diese Mitarbeiter müssen ermutigt werden, indem ihnen ohne Rücksicht 
auf Besoldungsgruppen jeweils ein Höchstmaß an Verantwortung und Ent­
scheidungsspielraum zugestanden wird. Leistung muß das allein ent~cheidende 
Kriterium für den beruflichen Aufstieg werden und ParLeibuch darf Lelstung
in keinem Fall ersetzen. 

Die F.D.P. bekennt sich uneingeschränkt zum Berufsbeamtentum, das erhalten 
bleiben muß. ,Die F.D.P. wi-dersetzt sich allen Versuchen, das Berufsbeamtentum 
zu diskreditieren. 

Die F.D.P. lehnt entschieden ein Streikrecht für Beamte ab. Auch streik­
ähnliche Maßnahmen wie Dienst nach Vorschrift betrachtet die F.D.P. als 
unzulässig. Diejenigen. die ein Streikrecht für Beamte fordern, rütteln 
an den Grundsätzen des Berufsbeamtentums und stellen es insgesamt in Frage. 

\1....	 ----------,------------=========
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Um das Verhältnis Bürger/Verwaltung nachhaltig zu verb~ssern und den öffent­
lichen Dienst leistungsfähiger zu gestalten, fordert dle F.D.P. 

- die unverzügliche Eindämmung derGesetzesflut 
- Verordnungen, Richtlinien, Satzungen, Formulare und Bescheide sind
 

in einer Sprache abzufassen, die der Bürger versteht
 
- die Anliegen der Bürger müssen schneller bearbeitet und entsch~eden
 

werden. Die öffentliche Verwaltung muß deshalb stärker· als blsher
 
bewährte Praktiken des modernen Industriemanagements übernehmen
 

- <ier Bürger hat Anspruch auf Beratung Über seine Rechte. Be~ den .. 
Verwa1tungen sind deshalb die Beratungsstell en und Informatlonen uber 
Pläne der Verwaltung auszubauen. 

- Abendsprechstunden für Berufstätige an einem Tag in der Woche sind
 
einzurichten.
 

- Leistungswille und Kostenbewußtsein in der Verwaltung sind zu 
stärken. Auswahl und Beförderung von ~1itarbeitern haben sich ausschließHch . 
am Leistungsprinzip zu orientieren. . 

2. Justiz 

Die überlastung der Gerichte hat auch in Rheinland-Pfalz die Verfahrens­
dauer in vielen Instanzen in einer Weise verlängert, die an Rechtsver­
weigerung grenzt. Die F.D.P. fordert.desh~lb un~er vorrangige~ Aus­
schöpfung aller·kostenneutralen ~dgllchkelten dle umgehende Wlederherstel­
1ung der Funktionsfähigkeit der Justiz durch folgende Maßnahmen: 

- verstärkte Nutzung der durch die ZPO-Novelle bereits gegebenen Mög­
lichkeiten zur Verfahrensbeschleunigung. Viele Gerichtsgeschäftsstellen
arbeiten heute noch mit zu vielen und veralteten Formularen. 

- den finanziellen ~dglichkeiten angemessene Einstellung zusätzlicher
 
Richter fÜr den Zivil- und Ordnungswidrigkeitenbereich sowie für die
 
Verwaltungsgerichtsbarkeit. . 

- Ausbau geeigneter Strafverfolgungsbehörden für den Bereich der ständig 
zunehmenden Wirtschaftskriminalität (geschätzter jährlicher Schaden 
im Bundesgebiet zwischen 20 und 90 Mrd. DM)durch verstärkte Einstellung 
von Wirtschaftsexperten und Gutachtenvergaoe an zur Berufsverschwiegen­
heit verpflichtete Fachleute außerhalb der Behörden. 

- Verbesser~ng der technischen Ausstattung des Justizapparates, insbesondere 
Verwendung zeitgen~ßer Datenver-und Bearbeitungsgeräte. 

Die F.D.P. wird sich auch in Zukunft trotz knapper Haushaltsmittel Tur 
eine Reform des Strafvo"llzugs einsetzen. Dabei muß die Rückgliederung 
des Straftäters in die Gesellschaft im Vordergrund stehen. Dies gilt·
allerdings nicht nur im Interesse des Straftäters, sondern vor allem 
auc~ im Interesse der Gesellschaft, deren Ziel es ist, daß der Entlassene 
nicht mehr straffällig wird. 

\
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3. Polizei 

Der liberale Rechtsstaat bewahrt und beschützt die Rechte und Freiheiten 
seiner Bürger. Dazu benötigt er eine Polizei, di~ so au~gebildet und 
ausgestattet ist, daß sie Gefahren fur die öffentliche Sich~rheit und Ordnung
jederzeit abwehren kann. Der Pol·izei müssen ferner die zur .Erfüllung ihrer 
Aufgaben nötigen gesetZlichen Eingriffsrechte zur Verfügung stehen. Gleich-· 
zeitig muß der Rechtsstaat dafilr Sorge tragen, daß seine Polizei ihrer hohen 
rechtsstaatlichen Verantwortung in vollem Umfang gerecht wird und das Ver­
trauen der Bürger besitzt. Auf dem Felde der inneren Sicherheit reichen 
die Eingriffsbefugnisse des Staates am weitesten. Deshalb ist es für das 
Verhältnis zwischen Bürger und Staat von entscheidender Bedeutung, daß die 
Si cherheitsbehörden di e Rechte der' Bürger. respektieren und bei Ei ngriffen 
behutsam und sorgfältig abwägend vorgehen. 

Die F.D.P. fordert für Rheinland-Pfalz folgende Maßnahmen, die geeignet 
~_ sind, das Bild einer rechtsstaatlichen Polizei weiter zu festigen: 

- den Verzicht auf Handgranaten, Maschinengewehre und andere Explosiv­
mittel als polizeiliche Waffen. 

- den Verzicht auf chemische DistGnzmittel, soweit bleibende Gesundheits­
schäden nicht auszuschließen sind, 

- die Ausweispflicht für Polizeibeamte, 
- bessere polizeiliche Betreuung der ländlichen Bereiche. 

Handgranaten und Maschinengewehre sind als polizeiliche Waffen nicht 
geeignet, da ihr Wirkungsgrad nicht kontrollierbar ist. 

Obwohl der Einsatz des Reizstoffes es gegenwärtig problematisch ist, da 
seine Auswirkungen auf Menschenansammlungen und auch die Frage möglicher 
Spätfolgen dieses Gases nicht voll geklärt sind, ist die Polizei in Rhein­
land-Pfalz mit diesem Gas ausgerüstet worden. Die schnelle Entwicklung 
eines polizeitauglichen Distanzmittels, das die Polizei vor gewalttätigen 
Stärern wirksam schützt, gleichzeitig aber Unbeteiligte weitestgehend 
unberührbar läßt, ist deshalb dringend erforderlich. 

Der Polizeibeamte, der dem Bürger in Ausübung seines Amtes gegenüber­
tritt, muß verpflichtet sein, sich auszuweisen, wenn der Bürger es ver­
langt. Die rechtsstaatlich handelnde Polizei hat es nicht nötig, sich in 
der Anor~mität zu verstecken. Wenn sich polizeiliche Obergriffe ereignen, 
dann müssen sie geahndet werden. Durch die Ausweisungspflicht der Polizei 
wUrde dem Bürger deutlich, daß es dem Rechtsstaat bei der Verwirklichung 
dieses Grundsatzes ernst ist. Das Vertrauen des Bürgers in die Polizei 
würde gestärkt~ dem Verdacht polizeistaatlicher Methoden könnte auch in 
schwierigen Situationen überzeugend begegnet werden. 

Die F.D.P. fordert, die in den ländlichen Regionen von Rheinland-Pfalz 
zum Teil mangelnde Präsenz der Polizei zu verbessern. Die Möglichkeit~ 
dies durch eine sachgerechtere Verteilung der vorhandenen Planstellen 
(Polizisten) zu erreichen, rnuss voll ausgeschöpft werden. Die F.D.P. 
fordert deshalb die überprüfung der Kriterien, die derzeit für die Ver­
teilung der Polizeivollzugsbeamten in Rheinland-Pfalz angewandt werden. 
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Die F.D.P. fordert schließlich, die Polizei in Rheinland-Pfalz unver­
züglich neu zu organisieren. Die Polizeieinsatzgebiete sind ohne Rück­
sicht auf Stadt- oder Landkreisgrenzen neu zu ordnen, um,die ~ffizienz 
polizeilicher Tätigkeit zu verbessern. Daneben erscheint die,:Herausnahme 
der Polizei aus der allgemeinen Verwaltung angebracht. Ober einen direkten 
Befehlsstrang vom zuständigen Ministerium über Polizeipräsidien zu Poli ­
zeiinspektionen und -wachen könnte die Wirksamkeit ihrer Arbeit wesentlich 
gesteigert werden. 

4. Verfassungsschutz 

~-

Der Verfassungsschutz ist zum Schutze unserer freiheitlichen Demokratie 
unerläßlich. Er bedarf deshalb auch der Loyalität und Hilfe der Bürger. 
Das setzt das Vertrauen des Bürgers in den Verfassungsschutz voraus. 
Um dieses Vertrauen ist es gegenwärtig nicht gut bestellt, da der 
Verfassungsschutz zur Zeitimrner wieder wegen seiner Methoden ins Gerede 
kommt. Die Tätigkeit des Verfassungsschutzes ist deshalb einer strengeren
parlamentarischen und verwaltungsmäßigen Kontrolle zu unterwerfen. 
Das auf Drängen der F.D.P. erlassene Verfassungschutzgesetz des Landes 
Rheinland-Pfalz ist in diesem Sinne weiter zu verbessern: ' 

- Die Befugnisse der zur Kontrolle des Verfassungsschutzes eingesetzten
parlamentarischen Kontrollkommission müssen verstärkt werden. 

- Der Kommission muß ein Auskunftsrecht, das Akteneinsichtsrecht und 
die Möglichkeit der Einvernahme von Bediensteten des Verfassungs­
schutzes gesetzlich garantiert werden. 

- Der Rechtsweg gegen Maßnahmen des Verfassungsschutzes muß durch eine 
verstärkte Mitwirkungspflicht der Verfassungsschutzbehörde bei der
Sachaufklärung für den Bürger wirkungsvoller werden. 

(~ 

- Da Akten und Informationen, deren Geheimhaltung im öffentlichen Interesse 
geboten ist, nicht vorgelegt und offenbart zu werden brauchen, muß die 
Entscheidung der Behörde darüber, ob Akten vorzulegen sind oder nicht und 
ob Bediensteten eine Aussagegenehmigung erteilt wird oder nicht, gericht­
lich nachprüfbar sein, um eine Behinderung gerichtlicher Verfahren 
von seiten der Behörden von vornherein auszuschließen. 

- Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehörden dürfen an andere als 
staatliche Stellen grundsätzlich nicht weitergegeben werden. Ober 
Ausnahmen entscheidet der für das betroffene Verfassungsschutzamt 
zuständige Minister. 

- Es gil t ferner der Grundsatz, daß nachrichtendienstl ich erworbene In­
formationen anderen Behörden nur dann weitergegeben werden dürfen, 
wenn diese ihre Aufgabe ohne die Erkenntnisse des Verfassungsschutzes
nicht erfi,illen können. 

- Das Zusammenwirken staatlicher Stellen in Angelegenheiten des Verfas­
sungsschutzes auf dem Wege der Rechts- und Amtshil fe ist gesetzl ich 
eindeutig zu regeln. 

- Datenerfassung, -speicherung und -übermittlung durch den Verfassungs­
schutz müssen gesetzlich geregelt werden. 
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5. Datenschutz 

Auf den Einsatz der automatischen D"atenverarbeitung in Wirtschaft, ,
 
Staat und Gesellschaft kann nicht mehr verzichtet werden. Daher muß
 
alles getan werden, um einen Mißbrauch bei der Verarbei wng personen­

bezogener Daten zu verhindern. Der weitere Ausbau des Datenschutzes
 
ist deshalb eine dringende politische Aufgabe. Dazu bedarf es in erster
 
Linie des Vollzugs der bestehenden datenschutzrechtlichen Vorschriften.
 
Vor dem Erlaß weiterer bereichsspezifischer datenschutzrechtlicher'Rege­

lungen ist stets zu prüfen, ob sie im Interesse des Datenschutzes notwendig
 
und insgesamt praktikabel sind.
 

Im Rahmen der datenschutzrechtlichen Regelungen, die für den Sicherheits-·
 
bereich zu treffen sind, fordert die F.D.P. eine strikte Trennung der In­

fonnationssysteme von Polizei und Verfassungsschutz sowie klare.Grenzen
 
und konkrete Voraussetzungen für die Amtshilfe, die Sicherheitsbehörden
 
einander gewähren dürfen.
 

6. Demonstrationsrecht 

Nach dem Grundgesetz haben alle Deutschen das Recht, sich friedlich und 
ohne Waffen zu versammeln. Wer jedoch bei Versammlungen oder Demonstrationen 
Waffen trägt oder Gewalt ausübt, mißbraucht das Demonstrationsrecht. 

Zur Veranschaulichung tatsächlicher oder auch vermeintlicher Mißstände 
kann in einer demokratischen Gesellschaft auf Demonstrationen nicht ver­
zichtet werden. K~mmt es hierbei zu'gewaltsamen Ausschreitungen, so ist· 
es Aufgabe des Staates, die Rechtsgtiter zu schützen und die Gewalttäter 
zu bestrafen. 

Die Freien Demokraten erwarten vom mündigen Bürger, daß er seine Meinung 
frei, aber auch offen äußert. Daher sprechen sie sich grundsätzlich gegen 
die Vermummung bei Demonstrationen aus. 

Ein generelles gesetzliches Vermummungsverbot lehnt die F.D.P. jedoch
ab, weil die Polizei unabhängig von ihrer Lagebeurteilung verpflichtet 
würde, bei jedem Verstoß gegen das Vermummungsverbot Strafverfolgung
aufzunehmen. 
Die Möglichkeit der Polizei, ihr Vorgehen der jeweiligen Situation an­
zupassen, würde dadurch in unvertretbarer Weise eingeschränkt. Im konkreten 
Einzelfall sollte es deshalb den Ordnungsbehörden überlassen bleiben, 
durch Auflagen in Verbindung mit einer Genehmigung einer Demonstration 
ein Vermummungsverbot auszusprechen. 
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LIBERALE UMWELTPOLITIK 

Für die Freien Demokraten ist Umweltschutz eine der wichtigsten politischen 
Aufgaben, denn unsere Zukunft ist in erheblichem Maß durch die Zerstörung 
der Umwelt gefährdet. Wir brauchen eine zielbewußte Vorsorge, damit weitere 
Umweltbelastungen nicht entstehen. Schon eingetretene Schäden müssen behoben 
werden. 

Die Lösung von Umweltproblemen setzt eine Zusammenarbeit aller betroffenen 
Gruppen voraus; die rechtzeitige und ausgewogene Beteiligung aller gesell­
schaftlichen Kräfte hilft, bürgernahe lösungsvorschläge zu finden und ver­
nünftige Kompromisse zu erreichen. . 

1981 hat die LD.P. -in Köln mit dem "ökologischen Aktionsprogramm" das Kon­
zept für eine zukunftsweisende Umweltpolitik der aoer Jahre vorgelegt, auf 
dessen Verwirklichung die Liberalen auch in Rheinland-Pfalz drängen werden. 
In wesentlichen Bereichen sind in unserem Land erhebliche Verbesserungen 
notwendig und realisierbar: 

Der Umweltschutz muß als Querschnittsaufgabe bei allen Planungsentscheidungen 
sowohl inhaltlich als auch verfahrensmäßig stärker berücksichtigt werden. 
Der Raumordnung und der Landesplanung kommen dabei besondere Bedeutung zu, 
weil hier bereits die Weichen gestellt und irreparable Schäden angerichtet
werden können. Beide Bereiche müssen sich stärker als bisher an ökologischen 
Prinzipien orientieren. 

Die auf verschiedene Behörden aufgeteilten Kompetenzen fur Umweltschutz sind 
in einem gemeinsamen Ministerium zusammenzuführen (z.B. muß der Bereich 
"Wasserwirtschaft ll aus dem Landwirtschaftsministerium ausgegliedert werden). 
Das landesamt für Umweltschutz als unabhängige Behörde muß gestärkt werden. 

liberale Umweltpolitik geht von der Verantwortlichkeit des Bürgers aus. Vor­(­
aussetzung für verantwortliches Handeln ist eine umfassende Information. 
Die Möglichkeiten ökologischer Bildung für Betroffene und Handelnde sind 
deshalb erheblich auszuweiten, Initiativen zur Selbsthilfe sind zu fördern. 
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Schwerpunkte des Umweltschutzes in Rheinland-Pfalz 

1. Grundwasser und Gewässerschutz 

Grundwasser ist kostbar und steht nicht in unbegrenzter Menge Zur Ver­

fügung. Haushälterischer Umgang ist damit ein zwingendes Gebot für den
 
privaten Verbraucher wie für die Industrie.
 

Grundwasser sollte der Trink asserversorgung vorbehalten sein. Durch ent­

sprechende Maßnahmen ist seine Belastung durch Schadstoffe. z.B. Nitrate
 
zu senken. Die Trinkwasserverwendung im industriellen Bereich ist schritt ­

weise zu unterbinden. Erste Schritte e"inel" Trennung von Trink- und Brauch- .
 
wasser sind bei großen' Verbrauchern einzuleiten.
 

.­Damit ein vermeidbares Absinken des Grundwassers unterbleibt. muß bei
 
allen Wasserbaumaßnahmen besondere Vorsicht walten. Es dürfen keine weiteren
 
Feuchtgebiete entwässert" keine weiteren Fl ü!~ge.wässer begradi gt und kana­

lisiert werden. Schnelles Abieiten von Regenwasser ist zu verhindern.
 
In der Yergangenheit. insbesondere bei der Flurbereinigung begangene
 
Fehler sind möglichst zu beheben.
 

Die Reinhaltung der Gewässer ist durch den beschleunigten Bau von Ab­

wasserbeseitigungsanlagen sicherzustellen. Besonders belastete Abwässer
 
müssen dir~kt beim Verursacher einer Sonderklärung zugeführt werden. damit
 
die schwierige und äußerst kostenintensive Erweiterung der Kläranlagen
 
vermieden werden kann.
 

Durch intensive Aufklärungsarbeit bei den Verursachern ist auf eine Redu­

zierung des Phosphatanteils im Abwasser. der im wesentlichen durch Dünge­

mittel und Waschmittel hervorgerufen wird, hinzuwirken. Bei Produkten. die
 
das Wasser belasten, sind regelmäßig wissenschaftliche Oberprüfungen der
 
Dosierungsangaben in Gebrauchsanwe'isungen durchzuführen und ihre Er­

gebni sse zu veY'Öffentl i ehen.
 

Naturnahe Klärverfahren t wie 2.B. die Wurzelraumentsorgung mit ihren
 
möglichen finanziellen und ökologischen Vorteilen, sind als Alternative
 
zu herkömmlichen Abwasserreinigungsverfahren in kleineren Gemeinden zu
 
prüfen und bei Eignung in die Förderung einzubeziehen.
 

2. Abfallbeseitigung und Abfallve.rwertung 

Das Abfallproblem ist in erster Linie ein Mengenproblem in den Ballungs­

räumen. Durch verstärkte Aufklärung bei den Verursachern ist auf eine
 
Reduzierung des Müllanfalls hinzuwirken.
 

In Rheinland-Pfalz muß ein umfassendes Konzept fur die Müllentsorgung erstellt 
werden, das Abfallwirtschaft an die Stelle von Abfallbeseitigung setzt. 

Im Hinblick auf die Rohstoff- und Energierückgewinnung ist die Entwicklung
 
und Anwendung urr~eltfreundlicher Verfahren der Müllbeseitigung (z.B. Kom­

postierung, Recycling) zu fördern t die Menschen. Tiere und Pflanzen
 
nicht gefährden und Beeinträchti-gungen von Wasser, Luft und Boden ver­

meiden. Die Müllverbrennung ist technisch weiter zu verbessern, um die mit
 
ihr verbundenen Risiken (Belastung durch PCBs und andere Giftstoffe)

auszusch 1ieBen.
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FLr n Kleinmengen anfallende Sonderabf'alle (z.B. lösungsmittel, Ent­
wiek ungsbäder, Altmedikamente, Batterien) ist ein Entsorgungssystem 
:;>;1 entwickeln. Das Einsammeln und Befördern dieser z. T. äußerst schädlichen 

gefährlichen Sonderabfälle sollte gezielt unterstützt und durch 
intensive öffentlichkeitsarbeit umweltbewußtes Verhalten bei den Verur­
:oe t'n gestärkt werden. 

Oie Verdingungsvorschriften sind so zu ändern, daß umweltfreundliche Pro­
dukte bei der Vergabe öffentlicher AUfgaben berücksichtigt werden. 

~~':!itreinhal tung 

Abg.l sa und Staub· in der Luft beeinträchtigen nicht nur die Gesundheit, 
SÜ: verursachen wegen ihrer Auswirkungen auf Wasser und Boden Schäden· in 
l>1i 11 i a rdenhähe .. 

Die luftverschmutzung· ist möglichst beim Erzeuger zu bekämpfen. Das Aus­
maß der Emissionen ist durch effektive Maßnahmen (Änderung vo~ Produktions­
verfahren, Rauchgasentschwefelung, Trocken- und Naßfilteranlagen) zu ver­
ringern. 

Allen im Hinblick auf das Waldsterben sind dile Grenzwerte Tür die Schad­
stoffbelastung der Luft dem jeweiligen Stand der wissenschaftlichen Forschung 
anzupassen; al te· Kraftwerke sind den Anforderungen entsprechend umzurUsten. 

Auch im nicht~jndustriellen Bereich ist die Errichtung dezentraler Anlagen 
Zi.!t Energieversorgung, die Kraftwännekopplung und der Ausbau der Fem­

rm€versorgung zu fördern. . --... 
.r' 

Die Belastung der luft durch organisch-chemische Verbindungen, die vor allem 
im fl!ingewerbe und in den Haushalt~n entstehen (z.B. durch läsungsmittel ­

1ti~Je Anstrichstoffe, bei der chemischen Reinigung, durch Aerosoltreib­
e) muss eingedämmt werden. Oie Verursacher sind durch intensive 

lär"ung zur Verwendung ungefährlicher Alternativprodukte anzuhalten. 

(' r:~nr:~ekämpfung 

beeinträchtigt Gesundheit und Wohlbefinden eines großen Teils der 
ikerung. Um diese Belastung zu vermindern, muß der Lärm an seiner 

Quelle bekämpft werden. Wo das nicht möglich ist, niissen Lännschutzmaß­
nahmen ergri ffen werden. 

LlamH Belastung durch lärm von vornherein vennieden wi rd, muß bereits im 
{ahmen der Genehmigung der einzelnen Bauleitpläne sichergestellt werden, 

Wohn-~ Gewerbe- und Verkehrszonen optimal einander zugeordnet und 
n,d flächen ~usgewiesen und gesichert werden. 

rm!1nndernde Technologien (z.B. Fahrzeuge mit Elektroantrieb) sind
 
nsb250ndere am Arbeitsplatz verstärkt zu fördern.
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Naturschutz- ünd Landschaftspfl~~ 

Aufgabe des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist es, Natur 
und Landschaft als Lebensraum langfristig zu sichern. Das Land hat die 
Verpflichtung,beides vor den vielfältigen Belastungen zu schützen, die 
im Zusammenhang mit wirtschaftlichen Tätigkeiten, z.B. der Landwirtschaft 
und des Fremdenverkehrs, entstehen. 

Im Interesse des Artenschutzes ist die sinnvolle Ausweitung der Natur­
schutzflächen dringend geboten; Isolation und Parzellierung von Biotopen
wirken sich ebenso wie die Unterschreitung der Mindestlebensräume nach­
teilig auf die Artenbestände aus. 

In den vorhandenen und noch auszuweisenden Naturparkgebieten haben 
Natur- und Landschaftsschutz absoluten Vorrang vor Maßnahmen der Nah­
erholung und des Fremdenverkehrs. 

Durch Aufklärung ist bei den Landwirten verstärkt die Bereitschaft zu 
fördern, geeignete Brachflächen, Trockenrasen, Feuchtwiesen, Sumpfflächen
und Geröllhalden möglichst zu erhalten. 

Im Rahmen der Flurbereinigungsverfahren müssen die Belange des Natur- und 
Landschaftsschutzes stärker berücksichtigt werden. 

.~ . .~der Anwendung der Umweltschutzgesetze durch die Landesverwaltung sind 
e Betroffenen, auch die Grenznachbarn, mit dem Ziel der Gegenseitigkeit 
den Genehmigungsverfahren zu beteiligen. 
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'BERALE KULTUR- BILDUNGSPOLITIK 

f F.D.P. steht weiterhin zu ihrem Grundsatz~ daß Bildung
 
nunverzichtbares Bürgerrecht ist.
 

die Verwirklichung des l"ltleralen Zie'!s, eine Gesellschaft zu ent­

tq~ln, die dem Einzelnen gi~ößtmög1iche Chancen zur' Selbstverwirklichung
 
t, hat die Bil dungs- und KuHurpol H'l keine her i3u5r'dgende Bedeutung.
 
tur ist zugleich Voraussetzung und t<nttel für EnhJ1Ckil1og schöpferischer
 

r ry-:ninitiative der Bürger und Hk Edne Humanisienmg der Gesellschaft. 
;, dungs- und Kulturangebot müssen nach Auffassung der' F. D. P. darauf zielen, 

i:C!\ Einzelnen zu lebenslangem Weitet'lernel1~ zu kulture-iler Eigeninitiative 
zu i ndi vi due11 er Se1bs tentfa1tung Z LI befäh 'i gen 0 

Lv.P. Rheinland-Pfalz erhebt deshalb folgende Forderungen: 

tJohnortnahes Schul ang~bo.! 

Jed€'r Schüler soll eine Schule besuchen können, die in einer Tür sein 
/\1ter zumutbaren Entfen')W1g 1'~egt. Grundschulen so"i1en daher auch auf 
dem Land möglichst am Wor-mOi~t erhdlten bleiben. Auch bei weiterhin zu­
:"ückgehenden SchUl erzahl en dürfen im länd1i ehen Raum keine weiteren 
Grundschulen aufgelöst ltJe;~den, da bei der Zentralisierung der Grundschulen 
die Schüler durch die entstehenden langen SchulvJege psychisch und physisch 
::u stay·k belastet werden. Stattdessen müssen die r:\eßzahlen weiter gesenkt 
und auch Kl einstkiassen zug,:-l. ~~'5$en \..Jerden, die zumi redest in Rechnen und 
!:(~lltsch als Jahrgangs~,i;:,:';:S(' 'Jl1terrichtet \N'erderL Im Fv,chunterricht Sports -:,: 
'0usische Fächert Rel ;gio:'1 kdnr!l2ii zwei aufeinanderfolgende Jahrgänge 
'"usi!!Tmengefaßt werden, 

e 'Verbesserung de r rUflg .ist anzustreben~ 

Utemwille und Chance;v.:.;1elchhe'l t 
....~,~-- .- -- _._-~., _..~-~~._--

,Jede!" Schüler' soll dir~ Chance edUll ten, die ihm gemi.\ne Schule zu besuchen. 
,. d' E ~' , ~.. . ." .. ./C"I ,,.>- "'~h,,-l, ,.,~rh dnr 4 K"l"ss'"Ua aber le ntSCneldun -rur ein.e ~'\iel,),"rfUf1:r(::n'-H: ~',."U,(; "0_ I r.; ,. 10 "­

für viele Schüler' zu qetr'offen wird und im dreighedrigen Schul­
:;ystem ei ne spätere enti erung seht 5ch~'l'lerig -i st. müssen mehr g~mei n-­
c;.amt, Orientierungsstufen zwischen Hauptschule. Rea'! schule und Gymnas1UITI 
und Gesamtschulen geb ldet werden, wo dies der Elternwille verlangt. 
Jilrf dem lande muß fÜI'< cl1f:: S(~y:undarstufe I (5. bis 10. K'lasse) auch 

i zurückgehenden Sch~lerzahlen ein umfassendes Bildungsangebot in 
"johnortnähe gewährle'istet werden durch ZiJSammenT"assung (Kooperation 
;'der Integration) der Vel"S iedenen Sdlll1fcH111en, die ane'in nicht iilehr 
YETstungsfähi 9 wären. 
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j:!,bbau des Unterrichtsausfalls 

Der Unterrichtsausfall ist weiter zu reduzieren. Neue Stellen sind dort 
e nzurichten, wo noch Mangel besteht. Bei den ~mnasien darf keineswegs
\,r.e bisher die Mittelstufe zugunsten der Oberstufe vernachlässigt wer­
den. In den Fächern Sport und Religion können dort vorübergehend auch 
Lehrer anderer Schul arten ei ngesetzt werden. 

auch den durch Krankheit, Schwangerschaft, Fortbildung usw. 
ntstehenden zeitlich begrenzten Unterrichtsausfall zu verringern,

sind in allen Schularten Stellen für sog. Feuerwehrlehrer einzurichten. 
Außerdem sollte das Angebot von Lehrerfortbildungsveranstaltungen in 
0en Ferien vergrößert werden. 

Weniger Bürokratie in der Schule 

Die Eigenverantwortung der einzelnen Schule ist zu stärken, die Ent­
scheidungsfreiheit fÜl~ Schüler, Eltern und Lehrer ist zu vergrößern.
Dazu muß die Schule von überflüssiger Bürokratisierung und von der 
Erlaßflut befreit werden. Vorliegende und geplante Verordnungen und 
:r1asse sind auf ihre Notwendigkeit und auf die pädagogische Se1bst­
Jerantwortung des Lehrers unangemessen ei nengende Vorschriften zu 
Uberprüfen. llnpraktikable Regelungen sind aufzugeben zugunsten von mehr 
Autonomie der einzelnen Schule für die Gestaltung des Schullebens ein­
~chließlich einer größeren finanziellen Oispositionsfreiheit. So 5011 
c:j"i e Schule sel bst darüber -bestimmen können, welche Arbeitsgemei nschaften 

ie neben dem Pflichtunterricht anbietet. Für diese schulischen Veran­
':,taltungen sind ihr Eigenmittel zur Verfügung zu stellen. 
ß'~i der Wiederbesetzung von Lehrer lanstellen sollen die Schulen 
~1n esseres ltwlr ungsrec t er a ten. 

<::hulleiter sind auf Zeit zu bestimmen. 

-~~rrang für innere Schul refJnTI 

Im Schul berei ch müssen innere Reformen im Interesse ei ner besseren 
Bildung und Erziehung unserer Kinder Vorrang haben. So muß das durch den 
Geburtenrückgang bedingte Absinken der Schülerzahlen zu einer stufen­
;yE;isen Verminderung der Klassenmeßzahlen in allen Schulformen führen, 
;)amH Bil dung und Erziehung verstärkt werden können. In der Grundschul e 
ist mehr Wert auf die Vermittlung der grundlegenden Kulturtechniken
(Schreiben, Lesen, Rechnen) zu legen. Auch in den anderen Schu1fonmen 
ist eine zu frühe Verwissenschaftlichung zu vermeiden. Den musisch­
'u1turellen und praktisch-bildnerischen Fächern ist eine gleichwertige 
:'lrJsition neben den Wissensfachern zu sichern, da ihnen ebenso wie dem 
;port hohe erzieherische Bedeutung zukommt. Ein Ausfall dieser Fächer 
.~benso wie ein zu starkes Theoretisieren in diesen Fächern muß ver­
mieden werden. Die Lehr'pläne der verschiedenen Altersstufen und Schul­
formen sind besser aufeinander abzustimmen, allgemeinverständlich zu 

lten und vom Ballast zu befreien. 
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6. Lehrerbildun!L . 

Der Lehrerbildung kommt eine besondere Bedeutung zu, wenn die Schule 
ihrem Auftrag, zu erziehen und zu lehren gerecht werden will. Beson­
ders die psychologische Betreuung der Schulen ist zu verbessern, da viele 
Lernschwierigkeiten heute aus Verhaltensstörungen resultieren, die durch 
Früherkennung und -behandlung beseitigt werden könnten. Deshalb sind 
nicht nur mehr Schul psychologen und Sonderschullehrer V Verhaltens estörte 
einzusetzen, sondern muß auch die psyc 0 Oglsc e us- un or 1 u~g 
aller Lehrer verbessert werden. 

Die Lehrerbefähigung der Grund- und Hauptschullehrer ist auf drei Fächer 
zu erweitern, damit ein Lehrer mit mehr Stunden in einer Klasse unter­
richten und über eine dadurch verbesserte Lehrer-Schüler-Beziehung auch 
verstärkt erzieherisch wirken kann. 

Die Zahl der Studienplätze für Kunst-, und Musiklehrer muß ausgedehnt 
und der Zugang zur Ausbil dung erleichert werden, um den Lehrermangel 
in musischen Fächern zu beseitigen. 

lehrer an Berufsbildenden Schulen müssen mehr praktische Erfahrung 
aus betrieblicher Tätigkeit mitbringen und sich auch nach einiger Zeit 
an der Schule in der Praxis fortbilden, damit ihr Unterricht nicht zu 
verwissenschaftlicht und praxisfremd ist. Hierbei sollen die Kammern 
Hilfestellung leisten. 

lehrer an Sonderschulen benötigen neben einer allgemeinen päda90giSchen 
Ausbildung eine stärker an der Praxis orientierte Zusatzausbil un2 am 
Heilpädagogischen Institut in Mainz, das nach wie vor der Universltät 
Mäinz angeschlossen bleiben sollte. 

Lehrer an Sonderberufsgrundschulklassen bedürfen einer Zusatzausbildung 
r 
,",

' als Sondererzieher, die sie zum Umgang mit lernbehinderten und verhaltens­
gestörten Schülern qualifiziert. 

Lehrer aller Schularten müssen mehr zur Lehrerfortbildung ennutigt, werden. 
Die Studiengänge für den Lehrerberuf sollten aber von vornherein so breit 
angelegt sein, daß eine Doppelqualifikation möglich ist und damit die 
Lehrerarbeitslosigkeit verringert wird. Als weiteres Mittelzur Verringerung 
der Lehrerarbeitslosigkeit sollten für Lehrer, die freiwillig auf Teil­
zeitstellen gehen wollen, flexible Teilzeitangebote gemacht werden. 

7. Berufliche Bildung - qualifizierte Vorbereitung auf den Beruf 
rII 

Eine qulifizierte Vorbereitung auf den Beruf ist nur möglich. wenn 
berufliche und allgemeine Ausbildung aufeinander abgestimmt sind, 
ebenso die Berufsausbildung in Schule und Betrieb. 
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Hierzu notwendig ist insbesondere 

- eine bessere Berufsberatung und die berufspraktische Vorbereitung 
in den allgemeinbildenden Schulen~ 

- eine Oberprüfung der bestehenden Stundentafeln bei der Fachstufe. 
Dabei sollte in Klassen mit stark praxisorientierter Berufstätigkeit
die Stundentafel auf das wirklich erforderliche Maß ausgerichtet
werden. 

ein Ausbau der Fachoberschulen sowie der Ausbau bzw. die Neueinrichtung 
von Fachschulen (sog. Technikerschulen)~ insbesondere in den Berufs­
feldern Maschinenbau~ Elektrotechnik, Mikroelektronik, Bauwesen 

- eine bessere Ausstattung der beruflichen Schulen, z.B. auch mit 
EDV-Anlagen, wobei auch eine gemeinsame Nutzung dieser Anlagen mit den 
Gymnasien angestrebt werden könnte. 

- bei der Gesellen-, Facharbeiter- und Gehilfenprüfung soll eine 
Notenvergabe von der Schule und vom Betrieb mit in die PrUfung ein­
fließen. Die theoretische Prüfung ist von den Berufsschulen abzunehmen. 

- Berufsschüler, die keinen Ausbildungsplatz gefunden haben sollen­
soweit es möglich ist - -in Lehrwerkstätten der Berufsbild~nden Schulen 
und der Kammern ausgebildet oder zumindest berUflich vorbereitet 
werden. 

8. Hilfe für Randg~en - Nutzen für die Allgemeinheit 

Die Vernachlässigung oder Ghettoisierung von Randgruppen kann, vor allem,
 
wenn dadurch die beruflichen Chancen verbaut werden, zu einer starken
 
Belastung der Gesellschaft führen.

Daher sollen lern- und körperbehinderte Schüler weitestgehend in alle
 

t' Schularten eingegliedert werden. Grundsatz für die Beschulung behinderter 
Kinder sollte der Leitsatz II sov iellnte rätion wie mö lieh, soviel 
eP,aratlon Wle no wen 1~ seln. elC zeltlg mussen on ersc u ehrer 

~'tur Problemklnderil an rund- und Hauptschulen eingesetzt werden:..: 
In den Klassen. der Sonderschul e für Lernbehi nderte und den Sonder­
6erufsschulklassen sind die Klassenmeßzanlen drastisch zu senken . 

. Auch Schulen mit hohem Ausländeranteil müssen verstärkte Lehrerzu­
weisung erhalten und kleinere Kl~ssen bilden dürfen. Damit den deutschen 
und ausländischen Kindern keine Nachteile entstehen, sind muttersprachliche
Grundschulklassen für Ausländerkinder einzurichten .und so zu gestalten,
daß sie mit deutschen Parallelklassen zusammenarbeiten und fortschreitend 
in sie integriert werden können. Dies läßt sich vor allem in Groß­
städten erreichen durch Bildung von Starnmschulen, denen jeweils nur eine 
Ausländernation zugeordnet ist. 

Die BildungsffiÖglichkeiten in den Justizvollzugsanstalten sind zu erwei­
tern, um so die Mögl ichkeit einer Integration von entlassenen Strafge­
fangenen in Beruf und Gesellschaft zu verbessern. Jugendliche Straf­
gefangene müssen auch während ihrer Haftzeit der Berufsschulpflicht 
unterliegen und ihr nachkommen können. 
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9. Hochschulwesen 

Im Hinblick auf die starken Abiturientenjahrgänge, die in den nächsten
 
Jahren die Gymnasien verlassen, müssen die Hochschulen so ausgestattet
 
werden, daß sie die Oberlastquoten aufnehmen können. Nur dann kann eine
 
Ausweitung des Numerus Clausus verhindert werden.
 

Die F.D.P. fordert deshalb 

- vermehrte Oberlastmittel für Lehraufträge, Hilfskräfte und Zeitverträge
 
sowie eine Entlastung des wissenschaftlichen Personals von Veraltungs­

aufgaben
 

- die Einführung von Trimestern als Modellversuch Tür die nächsten Jahre 

- bereits in der Schule attraktive Alternativen zum Hochschulstudium
 
aufzuzeigen.
 
Um die in dieser Hinsicht bestehende Lücke zu schließen, müssen in Zusammet
 
arbeit zwischen Land, Unternehmern und Kammern neue Berufsbi lder für
 
Abiturienten entwickelt werden.
 

Universitäten, Erziehungswissenschaftliche Hochschulen und Fachhoch­

schulen haben gleichwertige, aber verschiedenartige Aufgaben zu erfüllen.
 
Die Zusammenarbeit der Hochschulen und die Durchlässigkeit der Studien­

gänge muß verbessert werden.
 

In~erhalb einer Fac~richtung müssen die Möglichkeiten eines Wechsels
 
z~lschen den verschledenen Hochschularten unter teilweiser Berücksich­

tlgung der erlangten Qualifikation (z.B. Scheine) erleichert werden. 

r'
 

Die Förderung.der verschiedenen Hochschulen und Hochschulstandorte
 
m~ß n~ben reglonalen und strukturpolitischen Gesichtspunkten die tat ­

s~chl~chen Belastungen der Hoc~schule in angemessener Weise berücksichtigen,

dle slch aus der Zahl der Studlenbewerber und der Studierenden sowie den

Aufgaben ergeben. 
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Forschung muß trotz verstärkter Anforderungen in der Lehre im Rahmen langfristi ­
ger Zukunft-sentwicklungen gewährleistet werden. 

- Hochschuleinrichtungen müssen über ausreichende Sachmittel und aus­
reichendes Personal verfügen, damit sie in die Lage versetzt werden. 
Drittmittel für die Forschung an der Hochschule zu' gewinnen. 

- Die Personalstruktur muß so ausgestaltet und das Verhältnis der 
einzelnen Stellenkategorien zueinander und das Verhältnis von Ze1tverträgen
und Lebenszeitverträgen müssen so geschaffen sein, daß der wissenschaft­
11che Nachwuchs eine Chance hat und ein positiver Ausleseprozeß gefördert 
wird. 

- Die soziale Ansicherung der nicht in einem Dauerarbeitsverhältn1s be­
schäftigten .wissenschaftlichen Mitarbeiter muß verbessert werden. 

- Entscheidungsbefugnisse müssen soweit wie möglich dezentralisiert 
werden. um größere Sachnähe zu erreichen, Bürokratie abzubauen und 
Eigenverantwortlichkeit zu stärken. Dazu gehört auch das Vermeiden zu 
vieler und zu enger Verwaltungsvorschriften. Das Verhältnis von Hoch­
schulen, Ve rwa1tung und Pol itik soll partnerschaftl ich sein. 

- Die F.D.P. fordert einen flexiblen, unbürokratischen Haushaltsvollzug fUr 
die Hochschulen, insbesondere Kopplungsvermerke und die gegenseitige 
Deckungsfahigkeit von Haushaltsansätzen. 

Im Interesse der Studierenden ffiüssen größere Anstrengungen zur Koordi­
nierung von Bi 1dungs- und Beschäfti gungssystem unternormnen werden. 

- Die Berufs- und Studienberatung muß koordiniert und verbessert werden, .' 
damit die Studienbewerber und Studenten ihre Zukunft eigenverantwortlich 
planen können. . 

- die F.D.P. fordert einen ver::::tärkten Praxisbezug vor allem in den Studien­
gängen der Universitäten. 

Bei der Hochschulentwickl ung mr.d3 die Erweiterung studentischen Wohnraums 
vorangetrieben werden. Die GesamUa::it der finanziellen Belastungen des 
einzelnen Studierenden muß zumutbar sein. 

_ Die F.D.P. setzt sich Tür den dringend notwendigen ~au ~on Studen~en­

wohnheimen ein und fordert dabei eine Einbeziehung 1n d1e Stadtte11­
sanierung.
 

_ Die F.D.P. fordert eine Begrenzung der Mensakosten für Studenten auf
 
den Warene,insatz und die Obernahme der Personalkosten. entsprechend dem
 
Bochumer Mensaplan durch das Land.
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Kulturpo1i ti k 

Die F.D.P. hält es trotz knappet' öffentlicher Mittel für wichtig, daß sich 
das Land zu seiner Verpflichtung, kulturelle Aktivitäten zu ermuntern, weiter 
bekennt. 

Im	 einzelnen setzt sie sich ein für 

1.	 eine vorrangige Unterstützung der Aktivitäten von Bürgern zur Pflege 
der Viel fa1t kul ture ller Angebote oder zur Anregung neuer Fonnen kul­
tureller Betätigung. Sie sieht daher mit Bedenken, daß ehrenamtliche 
Tätigkeiten in und für kulturtragende Vereine steuerlich erfaßt werden 
und befürchtet, daß damit der Idealismus als einer der wichtigsten 
Antriebe kulturener Arbeit abgetötet wird.Die·F.D.P. wird daher dafur 
eintreten, daß im Zusarnmenwirken von Land und Bund die Besteuerung der 
Einnahmen entfä)lt, die durch nicht vergütete Leistungen für gemein­
nützige Vereine erzielt werden; 

2. eine vorrangige Förderung	 von kulturellen Einrichtungen und Vorhaben 
im ländlichen Raum zum Abbau des kulturellen Fdrderungsgefälles zwi­
schen Zentren und ländlichen Regionen. Sie wendet sich daher gegen die 
kulturfeindliche Genehmigungspraxis der staatlichen Aufsichtsorgane, 
die immer zuerst Streichungen im Bereich der freiwilligen kulturellen 
Leistungen vornehmen; 

3.	 eine Sicherung des Bestandes kultureller Einrichtungen (z.B. Biblio­
theken, Theater, Ivluseen) statt spektakul ärer Ei nze1projekte aus 
Repräsentationsbedürfnis. So dürfen die Ankaufsmäglichkeiten der 
Bibliotheken nicht beschränkt werden. Die wissenschaftliche Dokumentation 
muß mit Kontinuität weitergeführt werden. Neue Leserschichten, auch 
Randgruppen und Ausländer, sind neu zu erschließen und alte zu erhalten, 
wenn ein aktuelles Angebot ausreichend zur Verfügung gestellt wird. 

Durch zentrale Erfassung der kleinen Bibliotheken und Verbundsysteme
 
soll eine lückenlose Versorgung des gesamten Landes mit Ausleih­

möglichkeiten erfolgen;
 

4.	 den Ausbau von Museen in Kommunikationszentren, die auch Freizeit- und 
Begeg,~ungsbereiche enthalten. Zur aktiven Vermittlung ihres Angebots 
sind ihnen museumspädagogische Dienste anzugliedern. In Museen sollten 
Künstlerateliers eingerichtet werden, um dem Besucher das Entstehen 
künstlerischer Werke erlebbar zu machen. 
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Liberale Medienpolitik 

Die F.D.P. beobachtet aufmerksam die Entwicklung der elektronischen und 
gedruckten Medien. Sie geht dabei davon aus t daß für eine freiheitliche 
Gesellschaft der freie Zugang und Austausch von Informationen und Mei­
nungen von zentraler Bedeutung ist. Daher setzt sich die F.D.P. dafür 
eint daß die Vielfalt in der Medienlandschaft gewahrt bleibt und daß auch 
die Nutzung neuer Technologien diesem Ziel dient. 

Im einzelnen wollen die Freien Demokraten folgende Schwerpunkte für die 
nächste Zeit setzen: 

Printmedien 

In weiten Teilen ~nseres Landes ist nur noch jeweils eine Tageszeitung 
im Angebot. Dies setzt erhöhte Anforderungen an die berufliche Ausbildung t 
an die Informationsverarbeitung und an die Unabhängigkeit von Journalisten 
und Verlegern sowie an die Durchschaubarkeit bei der Entstehung eines 
Presseorgans voraus. 

Daher fordert die F.D.P. t im Landespressegesetz festzuschreiben, wie die 
Unabhängigkeit von Redaktion und Verleger~ die Ausbildung des journalisti ­
schen Nachwuchses und die Durchschaubarkeit der Eigentumsverhältnisse 
gewährleistet werden können. Entsprechende Vorschläge hat die Landtagsfrak­
tion 1982 bereits eingebracht. 

Kabelpilotprojekt 

In Rheinland-Pfalz wird in den nächsten Jahren in einem Versuchsgebiet im 
Raum LUdwigshafen der Einsatz von Kabelfernsehen erprobt werden. Die F.D.P. 
setzt sich fljr die baldige Realisierung des Versuchsprograrrms und der 
begleitenden Maßnahmen ein. Sie unterstützt die öffnung Tur einzelne und 
Gruppen bei der Programmgestaltung und geht davon aus, daß die vorgesehene 
Konstruktion unter einem öffentlich-rechtlichen Dach die Unabhängigkeit 
von Parteien und Gruppen gewährleistet. 

Jugend- und Schülerpresse 

Die Arbeit der. Jugend- und Schülerpresse steht in einem Spannungsverhältnis 
zwischen schulischen Belangen, Fragen der Verantwortlichkeit und dem Interesset 
aus heranwachsenden jungen Menschen mündige, entscheidungsfreudige Bürger 
zu machen. 
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Daher verurteilt die F.n.p. alle Maßnahmen, die dazu führen können, daß 
ungerechtfertigter Einfluß oder gar Zensur bei der Herstellung von Organen 
der Schüler- und Jugendpresse geltend gemacht wird. Eigenständigkeit und 
Eigenverantwortlichkeit der jugendlichen Mitarbeiter und Redakteure sind zu 
fördern und rechtlich abzusichern. 

Europakanal 

Rheinland-Pfalz liegt im Einzugsbereich vieler europäischer Staaten und 
deshalb auch im Schnittfeld europäischen Informations- und Meinungsaus­
tausches. 

Daher unterstützt die F.D.P. den Plan eines gemeinsam gestalteten europäischen 
Programms. Dafür sollte über Satellit ein eigener Kanal zur Verfügung stehen. 
Dieses Programm soll zur weiteren Verständigung der europäischen Völker bei­
tragen. 

LIBERALE WIRTSCHAFTSPOLITIK 

Mut zum Markt 
Bereitschaft zur Leistung 
Vertrauen auf Erfolg 

sind die Leitsätze liberaler Wirtschaftspolitik. 

Leistung in der Marktwirtschaft überwandt die Folgen des letzten Krieges. 
Zukunftsangst ist fehl am Platze. Verglichen mit den damaligen Problemen 
sind die heutigen wesentlich bescheidener und müßten umso schneller zu 

('~ überwinden sein. 

Der staatliche Einfluß muß abgebaut werden, die staatliche Funktion muß
 
sich auf ihre eigentliche Aufgabe beschränken:
 
Den freien Kräften langfristig Anreize zur Innovation sicherzustellen, die
 
die notwendigen Risiken lohnenswert erscheinen lassen.
 

Eigeninitiative und Leistung waren die Grundlage des wirtschaftlichen
 
Erfolges in Deutschland. Wir müssen alle mehr leisten, um uns wieder mehr
 
leisten zu können und um unser System der sozialen Sicherung zu behalten.
 

Wirtschaftliche Probleme, insbesondere des Arbeitsmarktes, sind vor allem
 
durch mehr Markt und weniger Verwaltung zu lösen. Wirtschaftspolitik ist
 
nicht nur Bundesangelegenheit. Die F.D.P. Rheinland-Pfalz unterstützt die
 
Politik des liberalen Bundeswirtschaftsminoisters. Maßnahmen im Lande müssen
 
diese Politik unterstützen. Da im Bund marktwirtschaftlich€ Politik am
 
wirkungsvollsten von Liberalen gemacht wurde und wird, muß deshalb die
 
Wirtschaftspolitik in Rheinland-Pfalz in Zukunft eine liberale Handschrift
 
haben.
 



/ 19
 

I.	 Vertrauen auf Erfolg 
Die Politik muß auch in der sch\'Jier'igen Zeit einer' weltweiten struktur­
bedingten WirtschaftSKriSe Vertrauen in die Zukunft glaubhaft darstellen 
können. Die Rahmenoedlngungen für aas wirtschaftliche Handeln müssen 
überschaubar und beständig sein. Es gilt, eine verbindliche Festlegung 
des Rahmens vorzunehmen und damit einen zuverlässigen Spielraum f"ür 
unternehmerisches und wirtschaftliches Handeln zu bieten. 
Mut zur Unternehmensaründung und zu Innovationen in der Wirtschaft darf 
nicht durch bürokratlsche Hemmnisse gefährdet werden. 

11. Mut zum Markt 
1.	 Investitionen dürfen ni cnt durch überzogene gesetzl i·che Regelungen 

. behindert und verzögert werden. Genehmigungsregelungen sind konsequent 
.	 zu vereinfachen. 

Die heutige Gesetzesflut schränkt den individuellen Freiraum ein und 
vermi ndert den Anrei z zur Ei genverantwortl i chkeit. Deshalb soll der 
Gesetzgeber aufhören, selbst den kleinsten Fall abschließend regeln 
zu wollen. Die öffentl iche Verwaltung muß auf ihre dienende Funktion 
zurückgefÜhrt werden. In den Ver-waltuhgen auf jeder Ebene muß eine 
wirksame persönliche Leistung und Verantwortung möglich sein. 

2.	 Investitionsf"order'ung "ist vorrang'ig auf Innovation und Existenz­
gründung zu konzentrieren und darf nicht zur Sozialisierung von 
Verlusten nicht mehr marktfähiger' Unternehmen dienen. 

3.	 Mitarbeiterbeteili~ng ist zu fördern. Die Mitarbeiter sollen zum 
Mi tunterneFimer -we~aen, da":,it a;e sen r geri ~e Ei aenkaeita1decke 
der Unternehmen ..geill'l.:rr-wTrcr:-t:l ne Vel~stär ung es E, ~enkapi ta1s 
ist deshalEi notwenmö-;<Iä'""mit "in wirtscnaftlich schwier1gen Zeiten 
die Unternefimen eTne-tiDerTel)enschance haben und damit Arbeitsplätze 
gesichert wer~en. 

4.	 Schwarzarbeit muß entschlossen bekämpft werden, vor allem die der 
illegalen Einwanderer. Gegen die unerlaubte Nebentätigkeit öffent­
lich Bediensteter ist entschlossen einzuschreiten. 

5.	 Die Belastung der Unternehmen mit Hilfsdiensten für den Staat ist 
unerträ~lich ~eworden. Aufzeichnungen für Zwecke der Sozialverslche­
rungstrager,tatistik.en u.a.m. müssen deshalb auf ihre Notwendigkeit
Überprüft werden. 

6.	 Risiko-Kapital muß steuerlich begünstigt werden. Der konsequente 
Abbau des Subventions- und Forderungsunwesens ist vorzunehmen, 
da dieses insbesondere die Großindustrie begünstigt und zu Wettbe­
werbsverzerrung führt. 

7.	 Rheinland-Pfalz ist ein schönes Land, deshalb muß der Fremdenverkehr 
mehr Beachtung finden. Er ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor des 
Landes. Besondere Hilfe verdient der Familienbetrieb. 
Touristische Großbetriebe und Feriendörfer zerstören die Landschaft. 
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111. Bereitschaft zur Leistung 

1. Leistung soll sich lohnen. Das Steuersystem darf Leistungen nicht 
beh indern. 

2. Bedürftige	 haben Anspruch auf Sozialhilfe. $-ie darf kein Anreiz 
zur Leistungsverweigel~ung werden. 

3.	 Die berufliche Bildung ist neben der akademischen Bildung 
gleichgewichtig zu fordern. 

4.	 Auch im öffentlichen Dienst muß das Leistungsprinzip stärker be­
achtet werd~n. Beförderungen sind nicht nur von Dienstjahren, 
s~hon gar nlcht vom Parteibuch abhängig zu machen. 
E~ negrundl egende Vereinfachung von Gesetzen und Ri chtl i nien ist 
d~e Voraussetzung für mehr Leistungsvermögen der einzelnen Be­
dl ensteten. 

IV. Arbeitsteilung zwischen Staat und privater Wirtschaft 
. Die F.D.P. strebt eine sinnvolle Arbeitsteilung zwischen Staat und 
privater Wirtschaft bei klarer Aufgabentrennung an. Im Interesse 
einer Stärkung des marktwirtschaftlichen Potentials in unserer 
Wirtschaftsordnung müssen dabei einer wirtschaftlichen Betätigung des 
Landes sowie der Kreise, Städte und Gemeinden engere Grenzen gezogen
werden. 

Die F.D.P. erwartet, daß 
1. die	 öffentliche Hand sich in der unternehmerischen Betätigung auf dem 

Gebiet der Privatwirtschaft (einschl. der Beteiligung an Privatunter­
nehmen) größere Zurückhaltung aUferlegt und sich aus derzeitigen Be­
tätigungsfeldern schrittweise zurückzieht. Dazu gehört u.a. die 
Bereitschaft der Landesregierung 

~' - den Gesellschaftsanteil des Landes an der Nürburgring GmbH zugunsten
privater Investoren zu reduzieren sowie 

- die Beteil igung des Landes an der Mose'lbahn AG zu überprüfen. 
2..	 die öffentliche Hand bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben 

soweit wie möglich privatrechtlichen Organisationsformen Vorrang gibt, 
weil dies eine Entpolitisierung unternehmerischen Handelns begünstigt 
und eine flexiblere Unternehmens- und Personalpolitik erleichtert. 

3.	 die öffentliche Hand in verstärktem Umfang die übernahme öffentlicher 
Aufgaben durch gemeinnützige private Organisationen in Betracht zieht 
(z.B. Stiftungs-Krankenhäuser). 

4.	 die öffentliche Hand Verwaltungen IlAnnex-Aufgaben ll (Hilfstätigkeiten), 
die eine behördenfremde Tätigkeit darstellen, aufgeben und an Private 
übertragen. 
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Dies gilt insbesondere für 
- die Unterhaltung von Bauhöfen 

die Durchführung von Installationsarbeiten durch öffentliche Ener­
gie- und Wasserversorgungsunternehmen 
Maler- und Lackierarbeiten, die von öffentlichen Bediensteten durch­
geführt werden 
die Ausführung von Grabeinfassungen, Plattenverlegen und Fundamen­
tieren der Grabstätten durch Friedhofsbedienstete anstatt durch das 
Steinmetz- und Holzbildhauerhandwerk 
die Unterhaltung von Kfz-Werkstätten 
die Gebäudereinigung 
Druckarbeiten im öffentlichen Dienst zu Lasten privater graphischer 
Betriebe und Druckereien sowie des Buchbinderhandwerks 
die Ortsplanungen, die in wachsendem Umfang von den Kreisverwaltungen 
anstatt von freiberuflichen Planern und Architekten durchgeführt 
werden. 

5.	 die öffentliche Hand auch dazu übergeht, die Durchführung öffentlicher 
Aufgaben an private Unternehmen zu übertragen - ungeachtet der fortbe­
stehenden Aufsichts- und Oberwachungspflicht staatlicher Organe 

,(z.B. Abfallbeseitigung) 

Eine konsequente Arbeitsteilung zwischen Staat und privater Wirtschaft ist 
eine unerläßliche Voraussetzung für die Entwicklungsmäglichkeiten des 
Handwerks, der freien Berufe und des selbständigen Mittelstandes in seiner 
Gesamtheit. 

Auf der Grundlage dieser Leitsätze setzt die F.D.P. Rheinland-Pfalz 
folgende Schwerpunkte: 

1.	 Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
Zum Jahresende 1982 stieg die Zahl der Arbeitslosen in der Bundesre­
publik auf über zwei Millionen an. Ein weiterer Anstieg auf 2,5 Millionen 
ist nicht ausgeschlossen. 
Die Wiederherstellung der Vol"lbeschäftigung als Endziel eines schrittweisen 
Abbaues der alarmierend hohen Arbeitslosigkeit erfordert nach Auffassung 
der F.D.P. Rheinland-Pfalz 

- bessere Rahmenbedingungen für mehr Arbeitsplätze im
 
privatwirtschaftlichen Bereich
 

- die Realisierung privater und öffentlicher Investitionsvorhaben
 
- flankierende arbeitsmarktpolitische Maßnahmen.
 

Bessere Rahmenbedingungen setzen voraus: 

1. eine beschäftigungsgerechte	 Tarifpolitik, die ihren Beitrag zur Ver­
besserung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft leistet; 

2.	 eine Steuerpolitik, die dem Produktivvermögen auf Dauer die Er­
träge beläßt, die dem Unternehmer und insbesondere dem Mittelstand die 
Möglfchkeit und das Interesse erhalten, Arbeitsplätze zu schaffen; 

3. eine Forschungs-	 und Technologieförderung, die verstärkt innovato­
rische Aktivitäten kleiner und mittlerer Unternehmen berücksichtigt 
und der Steuerung über den Markt verpflichtet ist; 

4.	 in den öffentlichen Haushalten eine Ausweitung 
der Investitionen anregenden Aufgaben zu Lasten der konsumtiven Auf­
gaben. 
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Bei verengten Finanzierungsspielräumen ist es unabdingbar, daß der Folge­

lastenproblematik öffentlicher Invf!stitionen verstärkt Aufmerksamkeit
 
zukommt.
 

Realisierung geplante..!' Invest:t"iG~nsvorhaben 

Die Leidtragenden einer Politik, die Investitionshemmnisse nicht besei­

tigt und geplante Vorhaben nicht t'ealisiert, sind die Arbeitnehmer.
 
Die F.D.P.-Landtagsfraktion hat deshalb bei den Beratungen des Doppel­

haushaltes 1982/83 die Landesregiel"ung aufgefordet't) alle Hemmnisse
 
im Investitionsbereich auszuräumen, von denen in der öffentlichkeit immer
 
wieder kritisch gesprochen worden ist. Weiterhin hat sie die Landesregie­

rung aufgefordert, beschleunigt über alle vorliegenden Anträge von Ge­

meinden zu entscheiden, bei denen es um Bauvorhaben geht. Der Landes­

regierung lagen zum damaligen Zeitpunkt an unerledigten Anträgen mit einem
 
Investitionsvolumen von weit über 100 Millionen DM vor. Zur Erhaltung
 
bestehender und Schaffung neuer Arbeitsplätze hält die F.D.P. unter strik­

ter Wahrung der Sicherheitsrisiken den zügigen Ausbau des Kernkraftwerks
 

Mülheim-Kärlich und die Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens für
 
das Kernkra,ftwerk in Neupotz für unerläßlich. Auch die Verkabelung der
 
für den Kabelfernsehversuch Ludwigshafen vorgesehenen Ortsteile darf
 
nicht länger verzögert werden. Mit den hierfür vorgesehenen Investitio­

nen können Tausende von neuen Arbeitsplätzen geschaffen werden.
 

Im Rahmen der flankierenden arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen gibt die 
F.D.P. arbeitsplatzschaffenden Maßnahmen Vorrang vor arbeitsplatzvertei­

lenden Maßnahmen. Unabhängig von der Situation auf dem Arbeitsmarkt setzt
 
sich die F.D.P. dafür ein, daß einer flexibleren Gestaltung der Arbeits­

zeit in Zukunft gr~ßere Aufmerksamkeit gewidmet wird. Hierbei sind Maß­

nahmen Vorrang einzuräumen t die Wahlm1jglichkeiten für die Beschäftigten
 - .
eröffnen und auf freiwilligen Vereinbarungen beruhen. Sowohl im öffentli ­

chen Dienst als auch in del~ frE;'ien Wirtschaft müssen mehr Arbeitsplätze
 
für verschiedene Formen der Ten zeitarbeit geöffnet werden. Die berufH­
che und regionale Mobilität der i~rbeitnehmel' ist durch geeignete Maßnahrren
 
zu fördern. Aktive Beschäftigungspolitik bedarf einer effektiven Arbeitsver­

wa1tung. Di e Bundesans ta I t für Arbeit 'tJi rd dri ngend aufgefordert di e
 t 

nachweisbaren Mängel in der Ven1a1tung zu beseitigen. 

2. Mittelstandsfdrderung 

Im Interesse der Funktionsfähigkeit der sozialen Marktwirtschaft, der
 
Erweiterung des Freiheitsraumes von Arbeitnehmern und Verbrauchern sowie
 
der Stärkung der Wi rtschafts- und Fi nanzkra ft des Landes ist die Förde­
rung leistungsfähiger Klein- und Mittelunternehmen unerläßlich. Diese
 
Unternehmen sind für die rheinland-pfälzische Wirtschaft von besonderer
 
Bedeutung, weil sie in maßgeblichem Umfang die Grundlage für deren Lei­

stungsfähigkeit bilden, den Wettbewerb im Rahmen der Marktwirtschaft
 
sichern, qua~ifizierte Ausbildungsplätze stellen, die Vielfalt des Ar­

beitsplatzangebots sichern ~ dafür sorgen) daß selbständige Unternehrrerpersön­

lichkeiten nachwachsen und Innovation und technischen Fortschritt beleben
 
und damit "für die Bewältigung des Strukturwandels unentbehrlich sind.
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Zur	 Förderung des Mittelstandes fordert die F.D.P. Rheinland-Pfalz deshalb 
1.	 Maßnahmen, die eine Selbsthilfe des Mittelstandes unterstützen 
2.	 den Abbau bÜI~okratischer Investi tionshemmnisse 
3.	 die Nutzung aller Möglichkeiten, die die Bildung von Eigenkapital
 

erleichtern, den Abbau ertragsunabhängiger Steuern
 
4.	 die Förderung der Investitionsbereitschaft durch Finanzierungshilfen 

dort, wo erforderlich 
5.	 die Gewährleistung der Chancengleichheit beim Zugang und bei der 

Nutzung neuer Technologien (z. B: bei der Ei nführung des Bi 1dschi nntextes) 
6.	 die Vereinfachung des Antragsverfahrens für öffentliche Forschungs­

mittel 
7.	 die Bekämpfung der Schwarzarbeit 
8.	 den weitgehenden Abbau der Belastungen, die kleinen und mittleren 

Unternehmen und den freien Berufen durch Hilfsdienste für den Staat 
entstehen, etwa die Anfertigung von Statistiken 

9.	 die Auflösung öffentlicher Regiebetriebe zugunsten privater Unternehmen 
und die Verlagerung öffentlicher Dienstleistungen auf freie Berufe 

10.	 Die Einschränkung der öffentlich Bediensteten in den Arbeits­

feldern der freien Berufe
 

11.	 Die Anpassung der Honorar- und Gebührenordnungen der freien Berufe
 
an die wirtschaftTTCfie Entwicklung.
 

Die F.D.P. Rheinland-Pfalz tritt mit Nachdruck dafür ein, daß die Selbstän­
digen mit den ArEeitnehmern bei der Besteuerung lhrer Vorsorgeaufwendungen 
für Alter und Kranl<l1e i_t 91 ei chges 'ce1Ttwerden. 

Durch Betriebsberatung soll die bestehende Einzelhandelsstruktur erhalten 
und	 gegenüber den Großverbrauchermärkten gestärkt und dadurch dem Aus­
dünnungsprozeß entgegengewirkt werden. Deshalb fordert die F.D.P., daß 
bei	 der Ansiedlungspo1itik den Versorgungsgesichtspunkten und dem Problem 
der Unternehmenskonzentration mehl~ Aufmerksamkeit zukommt. 

3. Energiepolitik 

Eine langfristig gesicherte Energieversorgung des landes ist Voraussetzung 
für Wirtschaftswachstum und Sicherung von Arbeitsplätzen. Gesicherte Ener­
gieversorgung und Schutz der Umwelt sind gleichartige, einander nicht aus­
schließende Ziele liberaler Polit"ik. ' 
Die Abhängigkeit von wichtigen Energiequellen, insbesondere dem Erdöl und 
den schrumpfenden Vorräten von nicht regenerierbaren Primärenergieträgern, 
haben zu eine~ Verknappung und Verteuerung lebensnotwendiger Energie ge­
führt, die Konsequenzen für die zukünftige Energiepolitik haben müssen. 
Die Zukunft?vorsorge erfordert deshalb, daß 

- mit den vorhandenen Energievorräten sparsam umgegangen und alle 
Möglichkeiten zur Energieeinsparung und Verminderung von UlTWeltbelastung 
bei Energieumwandlung genutzt werden 
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- die Ausnutzung von Primärenergie verbessert wird 
- die bei der Stromerzeugung und anderen Prozessen der Umwandlung von 

Filergie freiwerdende Abwärme erhebl ich stärker als bisher zu Heiz­
iWecken genutzt wird und 

- neue Technologien zur besseren Energieausnutzung erforscht und angewandt 
werden, damit der notwendige Einsatz von Kernenergie auf die Deckung 
des Restenergiebedarfs begrenzt werden kann. 

Die F.D.P. Rheinland-Pfalz setzt sich deshalb ein für: 

- den sparsamen Einsatz von Rohstoffen und Energie 
- die Vermeidung und Begrenzung von schädlichen Emissionen und Abfällen 
- den Obergang von der Abfa 1"1 beseiti gung zur Abfall verwertung 
- die Erschließung von regenerierbaren Energiequellen und die verstärkte 

Anwendung von Verfahren, bei denen regenerierbare umweltschonende Energien 
(wie Biomasse, Sonne, Wasser, Wind) zur Anwendung kommen. 

- den weiteren Ausbau der Energieversorgung im kommunalen und regionalen 
Bereich durch Nutzung von Möglichkeiten der Kraft-Wärme-Kopplung, der 
Abwärrnepotentiale und der Fernwärmeversorgung in geeigneten Bereichen. 

Kernenergie 

Die F.D.P. Rheinland-Pfalz ist der Ansicht, daß die Bundesrepublik 
Deutschland nicht darauf verzichten kann, auch Möglichkeiten der Kern­
energie zu nutzen. 

Kohle und öl sind nur begrenzt vorhanden und zu kostbar, um ausschließ­
lich dafür verbraucht zu werden, Energie zu produzieren. Andere Energie­
arten und die Nutzung alternativer Energietechniken reichen heute noch 
nicht aus. Der Bau weiterer Kernkraftwerke wird daher als unerläßlich 
angesehen. Einer Inbetriebnahme des Kernkraftwerkes Mülheim-Kärlich 

~ stimmt die F.D.P. deshalb unverändert zu. 

Voraussetzung der Errichtung neuer Kernkraftwerke ist aber der Beweis 
dafür, daß der Energiebedarf sonst nicht mehr gedeckt werden kann, daß 
ein Höchstmaß an Sicherheit unter Berücksichtigung aller technischen und 
wissenschaftlichen Erkenntnisse gewährleistet ist. 

Zu dem absoluten Vorrang der Sicherheit vor allen ökonomischen Oberle­
gungen gehört für die F.D.P. Rheinland-Pfalz auch die Garantie dafür, 
daß eine sichere End- und Zwischenlagerung des radioaktiven Abfalls ver­
bürgt sein muß und Vorsorge zur Wiederaufbereitung abgebrannter Kern­
elemente getroffen wird. 
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4. Verkehrspolitik 

Verkehrspolitik ist Bestandteil liberaler Wirtschaftspolitik. Sie hat 
sich an den BedUrfnissen des Bürgers, der Wirtschaft und Industrie auszu­
richten, 't'mbe; raumordneri sche und strukturpali tische Ges i chtspunkte sowie 
die Grundsätze des Um1eltschutzes zu beachten sind. 
In Rheinland-Pfalz muß der qualitativen Verbesserung des bestehenden 
Verkehrssystem.:; gegenüber einem rei n quantitati ven Ausbau der Vorrang 
eingeräumt werden. Gut ausgebaute Straßen sind für die Entwicklung des 
landes unerläßlich. Rheinland-Pfalz kann nur dann seine Aufgaben im deut­
schen und grenzüberschreitenden europäischen Verkehr erfüllen, wenn es 
sein Verkehrsnetz verbessert. Unerläßlich ist eine stärkere Ausrichtung 
der Verkehrspolitik a~ folgenden Zielen: 

1. Umwel tgerechl.e Verkehrsplanung 
Verkehrswegebau und Landschaftsschutz schließen sich gegenseitig nicht 
aus; Umweltschutz ist dah~r bei der Planung von Verkehrswegen zu 
beachten. 

Um eine umweltgerechte Verkehrswegeplanung zu ermöglichen, müssen bei 
der Planung von Bundesverkehrswegen und Landesstraßen die übergeord­
neten Verkehrse,'forderni sse stärker und frühzei ti ger als bi sher mit einer 
ullJJIeltgerechten kom,nunalen Entwicklungsplanung abgestimmt werden. 

Der Bau neuer Verkehrswege, vor allem, wenn sie wertvolle Landschaften 
zerschneiden) ist von vornhel~ein ulT7vleltbezogen zu planen und nach 
strengeren Maßstäben zu prUfen als bisher. 

2. Qualitat~ve Vertesserung des V?rkehrswegenetzes 

Der Verkehrs\I,'egebau L?r ZUklB17t muß vor a11 em durch folgende Ziele 
gekennzeichnet sein: . 

- Schutz des ~1enschen VOi' U:1nn 1:::n <Jnd Verkehrsbelästigungen
 
CZ' r- dU .....L.iLl _0. ,.,JJn~' ..- -~C ) ;
• ~ (0 1 I ''''''mj u"'rl.[;.,',. 

- Modernis ü:rund des \lo~"h,}.nd~nen Verkehrswegenetzes ; 

- bessere VerknUpfL:ng dC't V~rkeh{"ss.:.!steme untereinander 
(park and ride. mohr Parkpl~~z~ in unmittelbarer Bahnhofsnähe); 

- sinnvolle Ergänzung ~e5 Straßennetzes unter BerUcksichtigung 
des Naturschut2~s und der l~ndschaftspflege. 

Das 5011 erteicht \I,<?rdi;Hl z. R. durch: 
- Bau von Ortsumgehungen t 

- Beseitigung von BahnUbergängen~ 

- Beseitigung von Unfallschwerpun~ten.
 

- aktive'und passive Schallschutzmaßnahmen.
 
- Einr.ichtung verkehrsberuhigter Zonen,
 

- Bau von Radwegen.
 

Wo immer dies zu vel~tl~ethar2n Kosten möglich ist, muß bei der Verbesse­
rung des Yerkehrs\,;egenet:!es ei ne Trennung der Verkehrswege fUr Sch1enen-. 
fahrzeuge. AUt05 t Fußgänger und Radfahrer ahgestrebt werden. 



I 26 

Die Bereitstellung der erforderlichen Finanzmittel muß sich an den
 
Zielen einer qualitativen Verbesserung des Verkehrswegenetles orientieren.
 
Kurzfristige KUrzungen oder Aufstockungeh der Verkehrswegeinvestitfonen
 
aus konjunkturpolitischen Gründen erschweren einen ausgewogenen Verkehrs­

wegebau und eine Verstetigung der Baunachfrage.
 

Die Anzahl und Länge der Radwege an Bundes-, Landes- und Kreisstraßen
 
sowie in den Gemeinden von Rheinland-Pfalz deckt den Bedarf des BUrgers

nicht. Die F.D.P. fordert daher:
 

- Bei der Planung von Straßen aller Baulastträger sind grundsätzlich 
Radwege vorzusehen. 

- Oie Maßnahmen aller Beteiligten sind zu koordinieren. 

- Es ist ein einheitlich gestaltetes Netz von Radwegen unter Einbe­
ziehung bestehender Wirtschafts- und Waldwege aufzustellen. 

- Die bestehenden Straßen sind mit getrennt vom Straßenkörper
gefUhrten Radwegen nachzurüsten. 

- Es sind regionale und überärtliche Radwegkarten zu erstellen. die fUr 
Radwanderungen im Nah- und Fernbereich benutzt werden können. 

- Die Radwege sind ausreichend zu beschildern. insbesondere unter 
Hinweis auf Nah- und Fernziele. 

Mit diesen Forderungen wird nicht für ein flächendeckendes Radwegenetz
in Rheinland-Pfalz plädiert. Die F.D.P. hält jedoch eine wesentliche 
quantitative und qualitative Verbesserung des Angebots fUr erforderlich. 

3. Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs 

Oie Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs insbesondere in 
der Fläche ist eine zentrale Aufgabe für die nächsten Jahre. Dabeir fällt der Landesregierung eine Schlüsselrolle zu. Nur durch ihre Initia­
tive und Koordination kann das Ziel eines flächendeckenden Angebots
regionaler Verkehrs- und Tarifgemeinschaften Verwirklicht werden. 

Die F.D.P. befürwortet eine Zusammenarbeit privater, kommunaler und 
gesamtstaatlicher Verkehrsunternehmen in regionalen Verkehrsgemein­
schaften auf freiwilliger vertraglicher Grundlage. Von einer solchen 
Zusammenarbeit erY/artet die F.O.P. eine bessere Abstimmung des Angebots
der einzelnen Unternehmen untereinander und insgesamt eine Erweiterung 
des Linienverkehrsangebots. Um diese Absicht in die Tat umzusetzen, ver­
langt die F.D.P. u. a. folgende flankierende Maßnahmen: 

- Den Abbau volkswirtschaftlich unverantwortlicher Parallelverkehre 
2. B. im Schülerverkehr durch einen abgestUften Schulbeginn; 
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- die öffnung des Schülerverkehrs für ancle~e Fahrgäste, sofern eine 
genaue Prüfung der Strecken und eine Schätzung des Verkehrsaufkommens 
dies gerechtfertigt erscheinen läßt (cl. h. auch: keine generelle 
Uffnung der SchUlerverkehre wie in den rheinland-pfalzischen Ver­
suchsgebieten im Kreis Bernkastel-Wittlich und in Kaiserslautern­
land); 

- die stärkere ['inbeziehung des Taxiverkehrs in das System des öffent­
lichen Verkehrs, z. B. durch Obernahme von linienverkehren in verkehrs­
schwachen Zeiten; 

- die ,Verbesserung der ~lirtschaftlichkeit von Linienverkehren durch 
Einsatz von Kleinbussen oder Sammeltaxis auf verkehrsschwachen Linien; 

- die öffnung des Personen-Werkverkehrs für andere Fahrgäste, sofern 
eine Prüfung der Strecken dies rechtfertigt; 

die Gewährleistung eines gleichwertigen Personennahverkehrsangebots
auf der Straße durch die Deutsche Bundespost im Zuge der Netzkonzentra­
tion im Schienenverkehr; 

- die Neugestaltung des Vertragsverhältnisses zwischen Bundesbahn und 
Bundespost einerseits und Auftragsverkehr durchführenden privaten 
Omnibusunternehmen andererseits mit dem Ziel, die privaten Su Jsunter­
nehmen an den Einnahmen (z. B. auch nach Tariferhöhungen) angemessen 
zu betei 1igen; 

- den öffentlichen Personennahverkehr attraktiver zu machen durch eine 
Verbesserung des Obergangs (Park-, Abstell- und Umsteigmöglichkeiten)
zwischen Individualverkehr und I1PNV. 

UnUbersichtliche Tarifs)/steme, komplizierte Fahrscheinautomaten und 
unzureichende Fahrgastinformationen erschweren häufig das Umsteigen 
vom Auto auf den tPNV. Eine wesentliche Aufgabe der Verkehrsgemein­
schaften muß daher darin bestehen, Vt~l"'ständliche Tarifsysteme und kun­
denfreundlichere Fahrgastinformationen anzubieten. 

r 
4. Verbesserung der Verkehrssicherheit 

GrößteAnstrengungen zur HE:.uung der VErkehrs s ~ cherhe; t mUssen nadh 
Auffassung der F.D.P. im innerörtlichen Berclch unternommen wer en. 

Zum Teil läßt sich die Verkehrssicherheit durch den Bau.von Kerb- und 
Orts umgehungen verbessern. Wesentliche Verbesserungen slnd von. e­
trie~lichen und organisatorischen Maßnahmen zu erwarten. z. B•. 

- Geschwindigkei~sbegrenzungent 

- verkehrsabhängige Ampelsteuerungen,
 
_ Einrichtungen verkehrsberuhigter Zonen,
 
- zweckmäßig angelegte FUßgär.gerführungen.
 
_ Klärung der Vortrittsregelung, insbesondere bei der Schulwegsicherung. 

Eine weit-gehende Trennung des motorisierten Verkehrs v~m FUß9änger­
und Radverkehr muß anges trebt werden. Deshalb sollten dle Wan e~ege . 
und Radwegenetze auch durch Anlagen des motorisierten Verkehrs moglichst 
nicht zerschnitten werden. 
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5.	 Fremdenverkehr 

Rheinland-Pfalz verfUgt über h~rvorragende landschaftliche und· kultu~elle 
Voraussetzungen für den Fremdenverkehr. Diese VorzUge des Landes mUssen 
durch eine umfassende Politik für den Fremdenverkehr voll zur Geltung 
gebracht werden. Sie n,~3 Teil der Wirtschafts- und Sozialpolitik, der 
Raumordnungspolitik und dp.r Umweltpolitik zuglei·ch sein. Die F.D.P. wird 

·sich für eine solche Fremdenverkehrspolitik aus einem Guß einsetzen. 
Sie fordert vor alle~ folgence M~ßnahmen: 

1.	 Wirksame~ Schutz der we)~tvo11en Erholungslandschaft vor Zersiedlung 
und anderen Beeinträchtigungen. 

2.	 Die Erhaltung und Fcrderu~g der kulturellen und historischen 
Anziehungspunkte (Schlösser und Burgen). 

3. Verbesserung des Angebots in ~!achstumsstarken Tourismusarten. die in 
Rheinland-Pfalz noch zu wenig entwickelt sind. Dazu gehören der 

(, Aktivurlaub (Sport. Hobby. Unterhaltung) und der Urlaub mit Kindern. 

4. Anstelle	 einer weiteren Ausweisung von sogenannten Feriendörferri 
sind bei Vorhaben der Regionalplanung zur Erschließung des Fremden­
verkehrs in Rheinland-Pfalz die vorhandenen örtlichen Gegebenheiten
stärker zu nutzen. Die verstärkte Erschließung der vorhandenen ört ­
lichen Potentiale bietet Vorteile in gesamtwirtschaftlicher. ökolo­

. giseher.	 denkmalpflegerischer~ ortsstruktureller und nicht zuletzt 
arbeitsmarkt- und mittelstandspolitischer Hinsicht. 

5.	 Die baurechtlichen Vorschriften stellen insbesondere bei Modernisie­
rungsmaßnahmen im Gastronomiebereich den mittelständischen Unternehmer 
häufig vor unUberwindliche Sch\~ierigkeiten. Diese Vorschriften sind 
mit dem Ziel zu überprüfen. die Sanierung und Modernisierung von 
Gastronomiebetrieben zu erleichtern. 

6.	 Die Erteilung einer Schankkonzession im gastronomischen Gewerbe 
ist unter dem Gesichtspunkt des Verbraucherschutzes abhängig zu 
machen - von dem Nachweis einer lebensmittelrechtlichen Fachkunde­
qualifikation. Dabei ist eine Gleichstellung mit den analogen An­
forderungen im Lebensmitteleinzelhandel anzustreben. 

7.	 Besondere Förderung des Fremdenverkehrs in benachteiligten industrie­
armen Landesteilen. um dort dringend benötigte zusätzliche Arbeits­
plätze und Einkommensmöglichkeiten zu schaffen. 

6.	 Weiterbildung 

Der Weiterbildung im Bereich der mittelständischen Wirtschaft ist 
in Zukunft besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Nur so können - in Anbe­
tracht der sich rasch beschleunigenden technischen Entwicklung 
- der ökonomische und technische Standard 
- die Konkurrenzrähigkeit mit größeren Firmen im In- und Ausland 
- das Innovationspotential der einzelnen Firmen 

erhalten bzw. gerordert werden. 
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Weiterbildung für die mittelständische Wirtschaft muß folgende Akzente 
setzen: 

- sie muß ortsnah und fachspezifisch durchgeführt werden 
- sie muß die verschiedenen Bildungsvoraussetzungen berücksichtigen 
- sie muß auf besondere regionale betriebliche Bedürfnisse eingehen 
- sie soll sich an Arbeiter t Angestellte und Führungskräfte wenden und 

deren spezielle Arbeitssituation vor Ort "produktiv" in die Weiter­

bildungsmaßnahmen einbeziehen
 
sie mUß sowohl im Angebot als auch in den Methoden äußerst flexibel sein.
 

Die Bildungsangebote sollten in Zusammenarbeit mit den einzelnen Firmen 
und der IHK entwickelt werden. Arbeitnehmervertreter sollten bei der Planung 
des Angebotes mitwirken. Entscheidend ist jedoch vor allem t daß die Weiter­
bildungsmaßnahmen ortsnah und arbeitsplatzbezogen durchgeführt werden. 

('	 Finanziert werden sollten Weiterbildungsmaßnahmen durch Zuschüsse 
des Staates, der IHK, Beiträge der betroffenen Unternehmen und Eigenbei­
träge der Teilnehmer. Eine solche Mischfinanzier~ng garantiert in der 
Regel eine bessere und wirtschaftlichere Koordination des Angebotes und 
bewirkt bei den Weiterzubildenden ein höheres Engagement. 

Im Gegensatz zu großen Firmen kann die mittelständische Wirtschaft keine 
eigenen Weiterbildungszentren mit entsprechendem Personal unterhalten. 
Es müssen also Lehrpersonen gewonnen werden, die auf Honorarbasis Lehrange­
bote entwickeln und umsetzen, die auf die besonderen Bedürfnisse der mittel ­
ständischen Wirtschaft ausgerichtet sind. In Anbetracht der wachsenden 
Zahl von Absolventen von Studiengängen an Fachhochschulen und Univer­
sitäten mit entsprechender Praxiserfahrung dürfte es nicht allzu schwierig
sein, solche Lehrpersonen zu finden. 

Zur Entwicklung eines Weiterbildungsangebotes für die mittelständische 
Wirtschaft ist zunächst ein Modellversuch durchzuführen, der aus Mitteln 
des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft, der Industrie- und Handels­
kammern und des Landes finanziert werden sollte. Der Versuch ist durch einr 
Kuratorium zu begleiten, zeitlich zu befristen und sollte zunächst in der 
Verantwortung einer Industrie- und Handelskammer durchgeführt werden. 
Spätestens nach zwei Jahren sollten die notwendigen Maßnahmen ergriffen 
werden, ein geeignetes Weiterbildungsangebot für die mittelständische 
Wirtschaft auch im Bereich anderer Industrie- und Handelskammern zu ent­
wickeln. 
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LIBERALE GESELLSCHAFTS- UND SOZIALPOLITIK
 

Liberale Gesellschafts- und Sozialpolitik will das Recht auf gleiche 
Lebenschancen verwirklichen und gleichzeitig bestehende Abhängigkeiten abbauen 
und neue verhindern. Dazu ist vor allen Dingen gesellschaftliche Vielfalt 
notwendig. Aus diesem Grunde setzt sich die F.D.P. auch hier für den Vorrang 
der Person vor den Kollektiven ein. 

Die Freiheit des einzelnen Bürgers ist Mittelpunkt liberaler Politik. 
In der hochtechnisierten Gesellschaft bedarf diese Freiheit jedoch der 
sozialen Absicherung vor Lebensrisiken. Individualität und Solidarität 

r-' ergänzen sich hier. 

Liberale Politik schafft die Rahmenbedingungen, damit sich persönliche 
Leistung frei entfalten kann. Hierzu sind auch Sozialleistungen als Hilfe 
zur Selbsthilfe nötig. Darüberhinaus müssen die Leistungsschwachen in unserer 
Gesellschaft die Chance für ein menschenwürdiges Leben haben. 
Liberale Politik bedeutet aber auch, mißbräuchliche Inanspruchnahme unseres 
Sozialleistungssystems zu verhindern, angemessene Hilfen grundsätzlich gezielt 
zu gewähren und Oberversorgungen abzubauen. Es muß dem Bürger das Gefühl 
vermittelt werden, daß die Sozialleistungen auch Geld kosten. Jeder Bürger 
muß sich zum mitverantwortlichen Denken und Handeln aufgefordern fühlen. 

Die Familie soll stets eine besondere Förderung erhalten. Gesellschafts­
politik aus liberaler Sicht muß angesichts sich wandelnder Lebensverhältnisse 
für neue Formen und Inhalte offen sein. Alleinerziehende Elternteile, 
Wohngemeinschaften, auch Alten- und Jugendwohngemeinschaften als Alternative 

zu Altersheimen und Heimerziehung sind Beispiele für neue, verbreitete 
Lebensformen. Sie dürfen nicht diskriminiert werden. 

Für Liberale ist die Gleichberechtigung von Mann und Frau Selbstver­
ständlichkeit. In der Gesellschaft jedoch bestehen für Frauen noch immer 
Benachteiligungen, die es zu beseitigen gilt. 

Alleinerziehende dürfen mit ihren Problemen nicht allein gelassen werden. 
Sie bedürfen verstärkter Aufmerksamkeit und Hilfe. 
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1. Gesundheitspolitik 

Die Gesundheitspolitik hat sich an den Bedürfnissen der Menschen auszu­
richten. Dabei ist das erforderliche Maß mit der dauerhaften Finanzier­
barkeit in Obereinstimmung zu bringen. Wesentliche Voraussetzung hierfür 
ist eine Bewußtseinsänderung in der Bevölkerung zur sparsamen, sinnvollen 
Inanspruchnahme von Leistungen des Geundheitswesens. Durch Gesundheitserziehun~ 
bis hin zu Formen der Eigenbeteiligung an den Kosten muß die Verantwortung 
des Einzelnen gefördert werden. 

Ein Schwerpunkt der Gesundheitspolitik ist die Begrenzung der Kosten im 
Krankenhaus. Der Krankenhausbedarfsplan ist kritisch darauf zu überprüfen, 
ob das Bettenangebot den Erfordernissen Rechnung trägt. Dabei sind auch 
länderübergreifende überlegungen anzustellen. Bei der Festsetzung des 
Pflegesatzes müssen strengere Maßstäbe angelegt, alle Kostenträger einge­
schaltet und ein stärkeres Wirtschaftlichkeitsgebot gefordert werden. 
Dabei sind Anreize für die Krankenhausverwaltung zu schaffen, um z.,B. die 
Verweildauer 'zu reduzieren. Die Wettbewerbsfähigkeit der Einrichtungen 
freier Träger ist wieder herzustellen. 

Die F.D.P. setzt sich ein 

- für den Ausbau sozialer Dienste, z.B. Sozial stationen, um stationäre 
Behandlungen auf ein Mindestmaß zu ~rringern und Kosten zu senken. 
Hierbei kommt der Arbeit freier Träger große Bedeutung zu. Deshalb 
befürworten Liberale eine gezielte Unterstützung dieser freien Verbände. 

- für Nachsorgeeinrichtungen, damit die Verweildauer in Krankenhäusern 
weiter gekürzt und Kosten gespart werden. 

- für verbesserte ~öglichkeiten zur Rehabilitation und Wiedereinglie­
derung. 

fur mehr vorbeugende Maßnahmen, wie Gesundheitserziehung und Frühdiagnose;
auch hiermit können Kosten gesenkt werden. 

- fur eine dezentrale und vermeh~ambulante, auch teilstationäre, Ver­r 
sorgung psychisch Kranker. Die unmenschliche Isolation und Konzentra­
tion psychisch Kranker muß ein Ende haben. 

- fur eine verstärkte Bekämpfung des Drogenmißbrauchs. Das Netz der 
Beratungsstellen muß ausgebaut werden. 

- fur eine Verstärkun der medizinischen Forschun und die Einrichtun 
von re sreglstern. 
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2. Ältere Mitbürger 

Liberale Politik fur ältere Mitbürger fordert: 

So viel Selbstverantwortung wie möglich, so viel Betreuung wie nötig. 

Die Förderung von Eigeninitiative, Selbständigkeit, Eigenverantwortung 
und Hilfe für den Nachbarn erleichtert älteren Menschen den Obergang 
vom Arbeitsleben in den Ruhestand. Neue Aufgaben sowie ein auf ihre 
Bedürfni sse abgestimmtes Bi 1dungs- und Frei zei tangebot machen. ihr Leben 
weiterhin lebenswert und sinnvoll. 

Die Erhaltung der vertrauten Umgebung schützt vor Isolation und Vereinsamung. 

Die F.D.P. setzt sich ein 

- fur teil stationäre Einrichtungen oder Tageseinrichtungen .und andere 
ambulante Dienste, um ein Leben in Alten- und Pflegeheimen zu .vermeiden; 

- fur verstärkte Altenbildung und -beratung im Rahmen der allgemeinen 
Erwachsenenbildung und Förderung der Selbstorganisation älterer Menschen. 

3. Jugendpo1iti k 

Die allgemeine Förderung der Jugend und der Familienerziehung und die 
Bereitstellung erzieherischer Hilfen sind die wichtigsten Aufgaben zukunfts­
orientierter Jugendpolitik. Der rechtliche Rahmen dieser staatlichen 
Aufgabe wird in wesentlichen Bereichen im Jugendwohlfahrtsgesetz (JWG)
festgelegt. Die Reform dieses aus pädagogischer Sicht überholten Gesetzes 
ist dringend erforderlich. Eine für junge Menschen glaubwürdige Polittk 
muß in der Lage sein, fachlich gebotene Änderungen des Jugendrechtes 
durchzusetzen. 

Die in Rheinland-Pfalz z.T. noch immer stark verbreitete Heimunterbringung 
von Kindern und Jugendlichen muß grundsätzlich zugunsten der Erziehung 
in Pflegefamilien ersetzt werden. In der Jugendpolitik kommt dem Prinzip, 
private Initiativen von Eltern und Jugendlichen vorrangig vor staatlichen 
Maßnahmen zu fördern, zentrale Bedeutung zu. Bei Jugendzentren, in der 
Erziehungsberatung und in anderen Feldern der Jugendhilfe lehnt die F.D.P. 
perfektionistische bürokratische Lösungen ab. Der Initiative von Jugend­
lichen und Erwachsenen ist erheblich mehr Raum und finanzielle Unter­
stützung, auch zu Lasten privater Großorganisationen zu geben. 
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4. Behinderte 

Mit dem Ablauf des "Jahres der BehindertenIl darf die Fürsorge für 
behinderte Mitbürger nicht geringer werden. Die Bemühungen um die 
wirklich Behinderten leiden darunter, daß der Behindertenstatus in einem 
Umfang in Anspruch genommen wird, der nicht gerechtfertigt ist. Dieser 
übermäßigen Inanspruchnahme kann nur durch eine Gesetzesänderung entgegen­
gewirkt werden. Dies betrifft sowohl die Anerkennung des Behindertenstatus 
als auch die Gewährung verschiedener Vergünstigungen, insbesondere die 
pauschale Gewährung von Freifahrt in öffentlichen Verkehrsmitteln. 

Das entscheidende Kriterium für die Auslösung der Schutzwirkungen des 
SchbhG sollte nicht mehr allein die medizinische Diagnose sein. Voraus­
setzung für Inanspruchnahme sozialer Rechte sollte vielmehr die konkret 
festzustellende Beeinträchtigung der Fähigkeit zur persönlichen Daseins­
bewältigung sein. 

Das rheinland-pfälzische Pflegegeldgesetzist ein Musterbeispiel für 
r-'	 eine verfehlte Behindertenpolitik. Es hat eine Anspruchsmentalität ge­

fördert, die ohne Berücksichtigung persönlicher Einkommensverhältnisse 
mit Mitteln des Staates nicht mehr befriedigt werden konnte. Auf Initiative 
der F.D.P.-Landtagsfraktion sah sich der Landtag gezwungen, zur Sanierung 
der Staatsfinanzen übertriebene Leistungen nach dem Pflegegeldsatz ein­
zuschränken. 

Die F.D.P. setzt sich ein 

- für verbesserte Möglichkeiten der Rehabilitation; 

Tür die berufliche Eingliederung vor allem behinderter Jugendlicher; 

- für den Ausbau von Behindertenwerkstätten Tür solche Schwerbehinderten, 
die auf dem Arbeitsmarkt in keinem Fall vermittelbar sind; 

- für vermehrte Einstellungen vor. Schwerstbehinderten in den öffentlichen 
Dienst. 

r­
5. Sozialhil fe 

Sozialhilfe ist eine aus allgemeinen öffentlichen Mitteln ohne jede 
Vorleistung erbrachte Leistung. Daraus rechtfertigt sich der Grundsatz, 
sie streng an einem anzuerkennenden Bedarf zu bemessen und sie nur 
demjenigen zukommen zu lassen, der nicht über ausreichende Mittel verfügt, 
um sich damit selbst zu helfen. Angesichts der Belastungen kommunaler 
Haushalte durch Sozialhilfeleistungen kann sich eine realitätsbezogene 
Sozialpolitik nicht davor verschließen, Einsparungsmöglichkeiten auch 
in diesem Bereich zu erwägen. Dies gilt insbesondere in der jetzigen 
Situation, in der wegen Ausgabenminderungen vor allem bei der Bundes­
anstalt Tur Arbeit eine stärkere Inanspruchnahme von Sozia"lhilfe zu 
erwarten ist. Die F.D.P. Rheinland-Pfalz verschließt sich Sparvorschlägen 
nicht, die allerdings die Funktionsfähigkeit der Sozialhilfe im System
der sozialen Sicherheit, nämlich jedermann die Führung eines menschen- . 
würdigen Lebens zu ermöglichen, unangetastet lassen müssen. Vor allen 
Einsparungsüberlegungen muß jedoch der Grundsatz der Hilfe zur Selbst­
hilfe verstärkt der z.Z. festzustellenden Anspruchshaltung entgegenge­
stellt werden. 
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6. Ausländerpolitik 

Eine verantwortungsbewußte und vorausschauende Ausländerpolitik muß frei 
sein von Emotionen und Illusionen. Sie muß sowohl die Belange der deutschen 
Bevö'lkerung als auch die Interessen bereits hier lebender Ausländer be­
rücksichtigen. An der unvoreingenommenen und sachbezogenen Abwägung aller 
Interessen und Gegebenheiten hat es seither gelegentlich gefehlt. 
Erforderlich erscheint darüber hinaus, daß Bund und Bundesländer Aus­
länderpolitik nach einheitlichen Kriterien betreiben und daß sie alles unter­
lassen, was die Annahme erlaubt, Ausländer würden in bestimmten Gebieten 
der Bundesrepublik besser oder schlechter als anderswo behandelt. 

Neuerdings zunehmend erkennbarer Ausländerfeindlichkeit muß schon im Ansatz 
wirksam begegnet werden. Erfolge werden sich aber nur erzielen lassen, 
wenn Entwicklungen nicht einfach hingenommen werden, sondern wenn Vorsorge 
dafür getroffen wird, daß Konflikte im Zusammenleben zwischen deutschen 
Staatsbürgern und Ausländern keinesfalls eskalieren, daß sozialer Frieden 
vielmehr auch zwischen Deutschen und hier lebenden Ausländern erhalten 
bleibt. Deutschen Staatsbürgern und allen Ausländern, die legal in d~r Bun­
desrepubl'ik Deutschland leben, muß gleichermaßen die Gewißheit vermittelt 
werden, daß staatliche Daseinsvorsorge auf kulturellem, sozialem und 
gesellschaftspalitischem Gebiet und das Bemühen aller im Deutschen Bundes­
tag vertretenen Parteien eindeutig darauf gerichtet ist, jedem gleich­
wertige Chancen zu eröffnen und nach Möglichkeit zu sichern. Klarheit 
muß auch darüber geschaffen werden, daß sich dieses Ziel nur dann er­
reichen lassen wird, wenn der Zuzug weiterer Ausländer aus Nicht-EG-
Staaten so verringert wird, daß sich die derzeitige Zahlenrelation nicht 
mehr wesentlich verändert. 

Die r.D.p. setzt sich ein 

- für die Unterstützung und Anregung von Aktivitäten, die geeignet sind, 
das Verständnis zwischen Ausländern und Deutschen zu verbessern; 

- für eine Zusammenfassung der Zuständigkeiten für Ausländerfragen
 
innerhalb der Landesregierung.
 

7. Asylanten 

Politisch Verfolgte müssen auch weiterhin ausreichenden Schutz in der 
Bundesrepublik Deutschland finden können. Die Erfahrungen in den letzten 
Jahren haben jedoch gezeigt, daß das Asylrecht zunehmend von Ausländern 
in Anspruch genommen wird, die nicht politisch verfolgt sind, sondern als 
sog. Wirtsc~aftsasylanten unser Sozialleistungssystem überfordern. 

Zur Gewährung des Asylrechts und zur Abwehr seiner mißbräuchlichen Inan­
spruchnanme müssen die Verwaltungs- und Gerichtsverfahren gestrafft und 
beschleunigt werden. Rechtsstaatliche Grundsätze sind dabei zu beachten. 
Die F.D.P. setzt sich ein 

- Tur die Einrichtung von Gemeinschaftsunterkünften für Asylbewerber in jedem
der drei Regierungsbezirke neben der zentralen Anlaufstelle in Ingelheim; 

- für eine einheitliche Regelung, Asylbewerber zwischen den Bundesländern 
zu verteilen. 
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LIBERALE FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK 

Wir erleben z.Z. in Europa die bisher längste Friedensperiode dieses 
Jahrhunderts. Dies hat eine realistische Friedenspolitik bewirkt, die von 
Liberalen wesentlich mitgestaltet wurde. 

So viel Verteidigung wie nötig. um so viel Entspannungs- und Abrüstungs­
politik wie möglich betreiben zu können. ist unser Grundsatz. 

Beide Elemente sind unverzichtbar. Die Liberalen vernachlässigen keines 
dieser Elemente unserer Sicherheitspolitik - im Gegensatz zu anderen Par­
teien. 

Die Liberalen befinden sich damit im Einklang mit den Staaten des freien 
Westens. 
Auf "ihrem Gipfel treffen im Juni 1982 in Bonn haben die NATO-Partner gemeinsam 
bekräftigt. daß die Entspannungspolitik fortgesetzt werden muß; jene Politik, 
für die Liberale Wegbereiter und 'Gestalter waren und die Europa durch ein 
Geflecht von Kontakten. Verträgen und Zusammenarbeit mehr Stabilität als 
jeder anderen Region in der Welt gebracht hat. 

Nicht weniger wichtig ist eine wirksame Politik der Abrüstung. 

Deutsche Außenpolitik unter Verantwortung von Hans-Dietrich Genscher ­
gestützt von der F.D.P.-Bundestagsfraktion unter Wolfgang Mischnick ­
hat wesentlich dazu beigetragen. daß West und Ost nunmehr über ein 
westliches Angebot verhandeln. das Abrüstung in allen Bereichen vorschlägt. 

Die F.D.P. fordert 

- ein Abkommen zur Ächtung der Produktion und Lagerung von chemischen 
kampfstoffen 

- Als eine dieses Abkommen fördernde vertrauensbildende Maßnahme sollten 
aus beiden Teilen Deutschlands sofort alle chemischen Waffen kontrolliert 
abgezogen und keine weiteren nachgeführt werden. 

- ,Verzicht auf atomare Mittelstreckenraketen zwischen USA und UdSSR. 

Die F.D.P. Rheinland-Pfalz unterstützt die Forderunf des 33. Bundespartei­
ta es in Berlin, daß der konkrete Nachrustungsbedar im Lichte der filS dahin 

esparteltag u 
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- Verzicht auf die Stationierung von Neutronenwaffen in Ost und
 
liest.
 

- baldmögliche Ratifizierung des übereinkommens über das Verbot der 
rntwicklung, Rerstellung und Lagerung von biologischen Waffen durch 
alle Staaten. 

- Die F.D.P. Rheinland-Pfalz tritt für eine offene und öffentliche
 
en unserer Sicherheit - auch mit der
 

Die F.D.P. Rheinland-Pfalz fordert die Landesregierung auf, in ihrem
 
Verantwortungsbereich dazu beizutragen, daß zwischen Ost und West mehr gegen­

seitiges Verständnis und Vertrauensbildung entsteht und es zu weiteren Er­

leichterungen für die Menschen kommt.
 
Hierzu zählen vor allem eine verstärkte Förderung von Städtepartnerschaften,
 
des Jugendaustausches und des Reiseverkehrs, vor allem 'für äl tere Menschen.
 

Die F.D.P. fordert eine erhebliche Verbesserung der Vorsorgemaßnahmen zum
 
Schutz der Zivilbevölkerung im Verteidigungsfall. Durch verstärkte Aufklärung
 
soll der Bürger erkennen, daß neben staatlichen Maßnahmen auch seine Mit­
wi rkung erforderl i ch und mögl ich ist. Die berei ts im Katastrophenschutz rtli.t­

wirkenden Organisationen müssen entsprechend ihrem Auftrag besser ausge­
stattet werden. .
 

- .Deutsche Außenpolitik unter liberaler Verantwortung gilt weltweit als 
Friedenspolitik. Sie besitzt die internationale Autorität und Erfahrung, 
um auch weiterhin in Ost und West wirksam für unsere Sicherheit einzu­
treten. Der Frieden ist bei der F.D.P. in besten Händen. 

Die Erhaltung des Friedens und der Sicherheit unserer Bevölkerung sind die 
Grundvoraussetzungen für die Gestaltung liberaler Politik in Rheinland-Pfalz. 
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LIBERALE LANDWIRTSCHAFTSPOLITIK 

Die Landwirtschaft ist ein wichtiger Faktor auch in Rheinland­
Pfalz.Sie hat die Versorgung der Bevölkerung mit einem vielfäl­
tigen	 Angebot hochwertiger Nahrungsgüter sicherzustellen; sie 
spielt bei der Pflege und Erhaltung unserer Kulturlandschaft 
eine überragende Rolle und sie kann mit ihren nachwachsenden 
Rohstoffen und der Entwicklung alternativer Produkte zur Ent­
lastung des Rohstoffmarktes einschließlich des Energiemarktes 
beitragen. 

Liberale Agrarpolitik ist darauf ausgerichtet, dem Bauern die Teilnahme 
an der	 fortschreitenden Entwicklung der Volkswirtschaft und die Anglei­
chung der sozialen Lage an vergleichbare Berufsgruppen zu ermöglichen.
Zur Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen ist die Flurbe­

r~	 reinigung eine wesentliche Voraussetzung. Sie ist als zentrales Instrument 
ländlicher Strukturpolitik mit hoher Priorität zu fordern und unter ökono­
mischen und ökologischen Gesichtspunkten unter Ausbau der allgemeinen 
Landeskultur durchzuführen. 

Um die landwirtschaftlichen Betriebe wettbewerbsfähig zu erhalten, sind 
die Maschinenringe zu stärken, die helfen, den technischen Fortschritt 
kostengünstiger zu nutzen; 

Auf den Einsatz ertragssteigernder und qualitätssichernder Produktions­
mittel	 kann in der Landwirtschaft nicht verzichtet werden, wenn eine aus­
reichende Menge an Nahrungsmitteln zu angemessenen Preisen erzeugt werden 
soll. Eine Rückkehr zur extensiven Landwirtschaft auf breiter Fläche ist, 
will man im wirtschaftlichen Wettbewerb bestehen und den Auftrag der ge­
sicherten Versorgung der Bevölkerung erfüllen, ausgeschlossen. Bei diesem Be­
kenntnis zur intensiven Landwirtschaft ist Bedingung, daß der Einsatz 
von Düngemitteln und Pflanzenbehandlungsmitteln sachgerecht erfolgt nach dem 
Grundsatz: "Nicht mehr als nötig, so wenig wie möglich". 

Der Uintegrierte Pflanzenschutz", der es sich zum Ziel gesetzt hat, durch 
entsprechende Ausrichtung aller kulturtechnischen Maßnahmen die Schadorga­
nismen	 unter der wirtschaftlichen Schadensschwelle zu halten und chemische 
Bekämpfungsmittel erst dann einzusetzen, wenn dies nicht gelingt, ist zu 
unterstützen. Alternative Landbaumethoden sind gleichberechtigt zu fordern. 

Um befriedigende Einkommen für die Landwirte zu sichern, ist die Wieder­
herstellung des Marktgleichgewichtes vorrangiges Ziel der Agrarmarkt- und 
Preispolitik. Zu geringe Einkommen durch Mehrproduktion ausgleichen zu wollen, 
führt nicht zur Einkommenssicherung. Denn Oberschüsse bedingen Preisdruck 
und rördern den Verdrängungswettbewerb. 
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Alternative Einkommensmögl ichkeiten in der Landwirtschaft sind vermehrt 
zu erschließen und zu rordern. Sie bieten sich an im Fremdenverkehr durch 
IlFerien auf dem Bauernhof" und in der Sicherung der eigenen Energiever­
sorgung, z.B. durch Strohverfeuerung und Biogasgewinnung. 

Zur Sicherung zufriedenstellender Lebensverhältnisse bleiben Forderungs­
mittel und soziale Leistungen notwendig. Sie sind stärker als bisher auf 
die Einkommenssituation der einzelnen landwirtschaftlichen Betriebe abzu­
stimmen.
 

Das Leitbild liberaler Agrarpolitik ist der bäuerliche Familienbetrieb.
 
Der Einsatz von Fordermitteln ist verstärkt auf diese zu orientieren. Dabei
 
ist eine übermäßige Konzentration von Produktionskapazitäten zu vermeiden
 
und die Bindung der Veredelungsproduktion an die Fläche zu erhalten.
 
Die Forderung von Oberschußprnduktion in Agrarfabriken ist ausgeschlossen.

Nebenerwerbsbetriebe sind zur Abrundung der sozialen Sicherheit angemessen
 
zu unterstützen.
 

Der Verbraucher in Stadt und land hat Anspruch auf eine sichere Versorgung

mit gesunden Nahrungsmitteln aus heimischer Produktion. Ihm ist bewußt zu
 
machen, daß eine sichere, solide Ernährung ihren Preis hat. Pauschalen Vorur­

teilen der Verteufelung der Landwirtschaft ist durch Versachlichung der
 
Diskussion zu begegnen. Dabei sind einmal die enge Verflechtung der deutschen
 
Agrarwirtschaft mit dem europäischen Agrarmarkt aufzuklären. Zum anderen sind
 
die Zusammenhänge des Landbaus mit dem Naturhaushalt bewußter, zu machen.
 

Liberale Agrarpolitik ist eng mit der Entwicklung des ländlichen Raumes
 
verbunden. Die F.D.P. widmet dieser Entwicklung besondere Aufmerksamkeit.
 

Ziel liberaler Politik zur Entwicklung des ländlichen Raumes ist es, weit­

gehende Chancengleichheit herzustellen und die lebensqualität zu verbessern.
 

Dazu gehören
 

- eine gesunde Wasserversorgung
 
- eine saubere Abwasserbeseitigung ,
 
- attraktive Wohnungen und
 
- gut erreichbare Bildungseinrichtungen.
 

Wir sagen ja zu ihrer Förderung und treten ein für die Dorferneuerung.
 
Unser Grundsatz dabei ist es, den besonderen Reiz und Charakter des ländlichen
 
Raumes mit seinen Dörfern 'zu erhalten. Wir wollen nicht stadtgleiche, sondern
 
wertgleiche Lebensverhältnisse auf dem Lande erreichen.
 

Wein bau
 

Zwei Drittel der Weinerzeugung in der Bundesrepublik kommen aus rheinland­

pfälzischen Anbaugebieten. Damit spielt der Weinbau nicht nur in der Land­

wirtschaft, sondern in der gesamten Wirtschaft eine wichtige Rolle.
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Durch die Flüssigzucker- und IIGermanisierungs ll -Skandale wurde dem 
rheinland-pfälzischen Weinbau Schaden zugefügt. Die F.D.P. fordert die um­
fassende Aufkl ärung all er Vers tö'ße und Unterl assungen, die Bestrafung der 
Schuldigen sowie wirksame Vorkehrungen, um weitere Manipulationen des Weines 
auszuschließen. 

Um die Qualität im Glase zu garantieren und das Ansehen des Weines beim 
Verbraucher zu schützen, hält die F.D.P. eine Verbesserung der Kontrolle 
für geboten. Das novellierte Weingesetz, das die Gesamterntemeldung, den 
Betriebsspiegel, den Weinlagenkataster mit Hektarhöchsterträgen vorschreibt, 
kommt diesem Gebot nach. Die in ihm bestimmten Kontrollmöglichkeiten sind 
strikt zu vollziehen. 

/'	 Ziel einer vernünftigen Weinbaupolitik muß es sein, das Qualitätsniveau 
der rheinland-pfälzischen Weinwirtschaft zu erhalten und ständig auszubauen. 
Nur durch Qualität und Spezialität können die deutschen Weine auf Dauer 
der ausländischen Konkurrenz standhalten. 

LIBERALE KOMMUNALPOLITIK 

Liberale Politik will die Rechte des Einzelnen gegenüber dem 
Staat wahren und ausbauen, die weitestgehende Selbstbestimmung 
d~s Ei~zelnen bei einem Höchstmaß an sozialer Gerechtigkeit ge­
wahrle1sten. Wesentliche Voraussetzungen dafür sind, daß jedem 
Bürger echte Mitwirkungsrechte eingeräumt werden und die Entschei­
dungsabläufe für jeden Bürger durchschaubar sind. 
Die Freien Demokraten treten nachdrücklich dafür ein, ehrenamtliches 
Engagement zu fördern, damit kommunalpolitisches Interesse erhalten 
bleibt und Bürgernähe gewährleistet wird. 
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1.	 Kommunales Wahl- und Verfassungsrecht 

Die Persönlichkeitswahl muß (noch) stärker im Kommunalwahlrecht verankert
 
werden.
 
Die Mitwirkung und -bestimmung der Bürger beginnt bei der Ausübung der
 
Stimmabgabe, mit der sie auf die Zusammensetzung der kommunalen Vertre­

tungskörperschaften Einfluß nehmen. Die F.D.P. hat im Landtag durchgesetzt,
 
daß dem Bürger bei der nächsten Kommunalwahl größere Auswa~lmöglichkeiten
 

unter den vorgeschlagenen Listenbewerbern durch die Einführung des
 
"Kumulierens" gegeben werden.
 

Weiterhin fordert die F.D.P.
 

- die Urwahl der Bürgermeister und die Wahl der Landräte durch den 
Kreistag; 

- den Abbau aller Verfahren und Vorschriften, die die kommunale Selbst­
verwaltung unnötig einschränken. Aufgaben, die die Gemeinden selbst 
erledigen können, sollen nicht der Verbandsgemeinde, Aufgaben, die die 
Verbandsgemeinde oder verbandsfreie Gemeinde erfüllen kann, nicht dem 
Kreis und Aufgaben, die der Kreis oder die kreisfreie Stadt in eigener 
Verantwortung lösen kann, nicht dem Land vorbehalten oder übertragen 
werden; 

- eine deutliche Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten der Ratsfraktionen, 
wobei jeder Gruppe, die in den Geme'inderat gewählt wurde, die Mitarbeit 
in jedem Ausschuß der Vertretungskörperschaft zuerkannt werden muß; 

- die verstärkte Einbeziehung der Bürger in Planungen und Entscheidungen
der Gemeinde- und Stadtverwaltungen. 

, 2. Konmunale Finanzen und HaushaltsfUhrung 

Zur Sicherung einer nach liberalen Grundsätzen ausgerichteten kommunalen 
Selbstverwaltung gehört eine ihren Aufgaben angepaßte und ausgewogene 
Finanzausstattung. 

- Die r.D.p. fordert nach wie vor die Verbesserung des kommunalen 
Finanzausgleichs, insbesondere durch die Beseitigung der Systemwidrig­
keiten im Finanzausgleichsgesetz den weiteren Abbau der Zweckzuwei­
sungen zugunsten der allgemeinen Schlüsselzuweisungen, einen höheren 
Anteil an der Lohn- und Einkommensteuer, eine Beteiligung an der 
Mehrwertsteuer und mittelfristig den Fortfall der Gewerbesteuer. 

- Die r.D.p. fordert eine sparsame Haushaltsführung des Landes ebenso 
wie der Kommunen und wendet sich entschieden gegen die immer weiter 
um sich greifende Parteibuchwirtschaft. 

3. Weitere Einzelheiten sind	 dem kommunalpolitischen Grundsatzprogranm
 
der Partei zu entnehmen.
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LIBERALE SPORTPOLITIK 

Die F.D.P. räumt dem Sport hohen gesellschaftspolitischen Rang 
ein. Sport ist deshalb in allen Politikbereichen zu berücksichtigen, 
insbesondere in der Bildungs-, der Gesundheits- und Sozial­
politik und in der Kommunalpolitik. 

- Die Förderung des Sports sollte eine Pflichtaufgabe für alle politisch 
verantwortlichen Kräfte der Gesellschaft sein. 
Es i~t aber nicht öffentliche Aufgabe, den Berufssport zu fördern. 

- Die Vereine sind die Kernzellen der sportlichen Betätigung. Besonders zu 
fördern sind Eigeninitiative sowie Schüler- und Jugendarbeit. Die Benach­
teiligung der Vereine mit eigenen Sportstätten muß beseitigt werden. 

- Sport im Kindergarten und in der Schule: 
Bereits im Kindergarten muß ein Mindestmaß an körperlicher Bewegung

sichergestellt sein.
 
Das Ziel im Schul sport sind mindestens drei Wochenstunden. Weitere
 
Förderung des Schwimmens in allen Grundschulen, des leistungsfaches Sport

in mehr Gymnasien.
 
Abbau der Benachteiligung im Berufs$chulsport.
 
An allen Schulen ist die Gleichstellung des Sports als wesentlicher
 
Bestandteil der schulischen Gesamterziehung herbeizuTuhren.
 

- Anstellungsmäglichkeiten für Diplomsportlehrer in den Schulen; fur lehrer 
Anrechnungsmäglichkeiten für die Betreuung von Sportarbeitsgemeinschaften. 

- Forderung eines eigenen Ausbildungsganges für Sportmedizin. 
Der Sportunterricht ist durch sportärztliche Untersuchungen zu beglei­
ten. Die Gesunderhaltung des Sportlers ist oberstes Gebot. 
Doping ist inhuman und zu verwerfen. 

- Weitere steuerliche Förderung des Sports, z.B. durch Steuerfreiheit 
fürSportkurse und Sportveranstaltungen, wenn die Erlöse gemeinnützig 
verwendet werden; durch Steuerfreiheit für ehrenamtliche Mitarbeiter 
bis zu 30 Stunden im Monat. 

- Der Anteil des Sports an den Wettgeschäften ist als Eigenleistung zu 
werten und im Landeshaushalt getrennt auszuweisen. 

. . . . . . ­
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